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Bonn, den 28. September 1963 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß §§ 1273 und 579 der Reichsver-
sicherungsordnung, § 50 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und § 71 des Reichsknappschaftsgesetzes den von der Bundes-
regierung beschlossenen 

Bericht der Bundesregierung 

über die Entwicklung der wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit und der Produktivität 

sowie die Veränderungen des Volkseinkom

-

mens je Erwerbstätigen und über die Finanz

-

lage der gesetzlichen Rentenversicherungen 

(Sozialbericht 1963) 

sowie das Gutachten des Sozialbeirats über die Rentenanpas-
sung mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung. 

Die Bundesregierung wird den Entwurf eines Sechsten Renten-
anpassungsgesetzes gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG am 4. Oktober 
1963 dem Bundesrat zuleiten. Nach Eingang der Stellungnahme 
des Bundesrates wird die Bundesregierung so bald wie möglich 
den Gesetzentwurf dem Bundestag zuleiten. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den Sozial-
bericht nebst Gutachten heute gleichfalls übersandt. 

Adenauer 
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Bericht der Bundesregierung 

über die Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

und der Produktivität sowie die Veränderungen des Volks

-

einkommens je Erwerbstätigen und über die Finanzlage der 

gesetzlichen Rentenversicherungen gemäß §§ 1273 und 579 der 

Reichsversicherungsordnung, § 50 des Angestelltenversiche

-

rungsgesetzes und § 71 des Reichsknappschaftsgesetzes 

(Sozialbericht 1963) 

Die Bundesregierung legt hier zum sechsten Male seit der Neurege-
lung des Rechts der gesetzlichen Rentenversicherungen den Bericht 
Ober die Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der 
Produktivität sowie die Veränderungen des Volkseinkommens je Er-
werbstätigen und über die Finanzlage der gesetzlichen Rentenver-
sicherungen gemäß § 1273 der Reichsversicherungsordnung, § 50 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes und § 71 des Reichsknappschafts-
gesetzes (Sozialbericht 1963) vor. 

Anliegen und Aufgaben des Berichts für den Bereich der gesetzlichen 
Rentenversicherungen sind in der Vorbemerkung zum Sozialbericht 
1958 — Drucksache 568 — erläutert worden. 

Seit dem Inkrafttreten des Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
vom 30. April 1963 (BGBl. I S. 241) schreibt die Reichsversicherungs-
ordnung vor, daß bei Veränderungen der durchschnittlichen Brutto-
lohn- und -gehaltssumme die vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen 
Geldleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung durch Gesetz 
angepaßt werden (§ 579). Die Bundesregierung bezieht deshalb in 
ihre Vorschläge im Teil C des Sozialberichts erstmalig auch die Geld-
leistungen aus der Unfallversicherung ein. 
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A. Die wirtschaftliche Entwicklung 

in der Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1962 

mit einem Ausblick auf die Jahre 1963 und 1964 

I. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 

und der Produktivität sowie die Veränderungen 

des Volkseinkommens je Erwerbstätigen im Jahre 1962 

Vorwort 

Die Berichterstattung der Bundesregierung über 
die gesamtwirtschaftlichen Größen und Zusammen-
hänge, denen im Rahmen einer Anpassung der lau-
fenden Renten aus Anlaß einer Veränderung der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage Rechnung zu tra-
gen ist, wird hiermit auf der Grundlage der letzten 
Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes und der 
Deutschen Bundesbank aus der zahlenmäßigen Er-
fassung der wirtschaftlichen Entwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland fortgesetzt. Es liegt in der 
Natur der statistischen Rechnungslegung, daß die 
Ergebnisse von Fortschreibungen vielfach nur vor-
läufig sein können, solange ihre Kontrolle durch 
einmalige Untersuchungen, die nicht alljährlich 
durchgeführt werden können, aussteht. Dieser Vor-
behalt gilt im Sozialbericht 1963 vor allem für einige 
Zahlen über Bevölkerung und Erwerbstätigkeit aus 
den vergangenen Jahren, die durch Ergebnisse der 
Volks- und Berufszählung vom 6. Juni 1961 ge-
genüber Fortschreibungswerten verbessert werden 
konnten; er rechtfertigt darüber hinaus die gering-
fügigen Änderungen in den Zahlenreihen, die bisher 
in jedem Sozialbericht auf Grund neuester Erkennt-
nisse für die Zeit der Berichterstattung über die 
beiden voraufgegangenen Jahre in einzelnen Posi-
tionen der Berichte vorgenommen werden mußten. 

Die Angaben des vorliegenden Sozialberichts für 
das Jahr 1962 beziehen sich auf das Bundesgebiet 
einschließlich Saarland und letztmalig ohne Berlin. 
Sie sind mit den für den gleichen Gebietsstand be-
rechneten Zahlen für die Jahre 1960 und 1961 ver-
gleichbar. In einigen Zahlenreihen ist das Saarland 
auch 1959 enthalten. Es wird erneut darauf hinge-
wiesen, daß die in den Meßziffern 1961 auf der Ba-
sis 1950 zum Ausdruck kommende wirtschaftliche 
Leistungssteigerung in der Bundesrepublik Deutsch-
land z. T. auch durch die Erweiterung des Gebiets-
standes bedingt ist. 

1. Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

Im Durchschnitt des Jahres 1962 wohnten im Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland (ohne Berlin) 
54 758 000 Menschen, während im Land Berlin im 
gleichen Zeitraum 2 180 000 Menschen gezählt wur-

den. Gegenüber dem Vorjahresdurchschnitt erhöhte 
sich die Bevölkerungszahl des Bundesgebietes um 
742 000 (Zuwachs 1961 gegenüber 1960 einschließlich 
Saarland: 783 000). Die Zunahme von 1961 auf 1962 
bedeutet ein Bevölkerungswachstum um 1,4 v. H., 
das zwar etwas geringer war als im Vorjahr (Zu-
wachsrate 1,5 v. H.), aber alle anderen Wachstums-
raten der Bevölkerung seit 1950 übertraf. Die er-
neute und vergleichsweise kräftige Zunahme der 
Bevölkerungszahl ergab sich zu fast 60 v. H. aus 
dem natürlichen Bevölkerungswachstum (Überschuß 
der Lebendgeborenen auf 1000 Einwohner gegen-
über den Gestorbenen auf 1000 Einwohner) und zu 
rund 40 v. H. aus dem Wanderungsgewinn; im Jahre 
1961 hatte der Wanderungsgewinn den Geburten-
überschuß noch leicht übertroffen. Im Gesamtzeit-
raum von 1950 bis 1962 hat die Bevölkerungszahl 
des Bundesgebietes (einschließlich Saarland) um 
6 908 000 Menschen oder 14,4 v. H. zugenommen. 

Der Geburtenüberschuß des Jahres 1962 von 7,1 
auf Tausend (a. T.) erreichte den im Vorjahr ermit-
telten Höchstwert aller Jahre seit 1950 nicht wieder 
(1961: 7,4 a. T.). Er war das Ergebnis eines leichten 
Rückgangs der allgemeinen Geburtenziffern bei 
einer gegenüber dem Vorjahr wieder etwas stärker 
gestiegenen allgemeinen Sterbeziffer. Trotz einer 
erneuten absoluten Zunahme der Zahl der Lebend-
geborenen hat sich die allgemeine Geburtenziffer 
erstmals seit 1955 geringfügig auf 18,2 a. T. (Vor-
jahr: 18,3 a. T.) gesenkt. Diese Entwicklung dürfte 
in der Hauptsache auf dem weiteren Wachstum 
der Bevölkerungszahl durch die Aufnahme !aus-
ländischer Arbeitnehmer beruhen, die meist ledig 
sind oder von denen die Verheirateten im allge-
meinen getrennt von ihren Familien leben.  Die 

 ebenfalls auf tausend Einwohner bezogene allge-
meine Sterbeziffer stieg von 11,0 im Jahre 1961 auf 
11,1 im Berichtsjahr. In dieser Erhöhung drückt sich 
nicht nur eine gegenüber 1961 erhöhte Zahl von 
Gestorbenen auf tausend Einwohner aus, sondern 
auch eine absolute Zunahme der Zahl der Gestorbe-
nen. Bei der Beurteilung der Entwicklung der Zahl 
der Sterbefälle und der Sterbeziffern ist zu berück-
sichtigen, daß schon auf Grund des zunehmenden 
Anteils älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung 
mit einer Zunahme auch der Sterbefälle gerechnet 
werden muß; aus dem gleichen Grunde ist — auch 
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bei unveränderter Sterblichkeit in den höheren 
Altersgruppen - ein Anstieg der allgemeinen, auf 
1000 Einwohner bezogenen Sterbeziffern in den kom-
menden Jahren zu erwarten. 

Der Wanderungsgewinn, der neben dem natür-
lichen Bevölkerungswachstum die weitere Kom-
ponente des Bevölkerungszuwachses darstellt, lag 
mit rund 285 000 Menschen recht erheblich unter 
dem des Jahres 1961 (431 000). Während der inner-
deutsche Wanderungsgewinn aus der sowjetischen 
Besatzungszone und Berlin im Jahre 1961 mit 200 000 
Menschen nicht sehr stark hinter dem Wanderungs-
gewinn aus dem Ausland (223 000) zurückblieb, 
stand im Jahre 1962 einem erneut gestiegenen Wan-
derungsgewinn aus dem Ausland von 238 000 Men-
schen (davon allein 223 000 aus dem europäischen 
Ausland) ein Wanderungsgewinn von nur noch 
36 000 Menschen aus der sowjetischen Besatzungs-
zone und Berlin gegenüber. Diese starke Verände-
rung des innerdeutschen Wanderungsgewinns von 
1961 auf 1962 findet ihre Ursache in den Sperrmaß-
nahmen vorn 13. August 1961, die zu einer gewalt-
samen Unterbindung der Zuzüge aus der sowjeti-
schen Besatzungszone führten. Auch der Überschuß 
der Zuzüge aus den unter fremder Verwaltung 

stehenden deutschen Ostgebieten über die Fortzüge 
in diese Gebiete ist stark zurückgegangen; während 
der Wanderungsgewinn aus diesen Gebieten im 
Jahre 1958 noch mehr als 100 000 Personen betrug, 
ist er im Berichtsjahr auf nur noch 8000 gesunken. 

Der hohe positive Wanderungssaldo des Bundes-
gebietes gegenüber dem Ausland hat nicht nur die 
Bevölkerungsentwicklung maßgeblich beeinflußt, 
sondern auch wegen des weit über dem Durchschnitt 
der einheimischen Bevölkerung liegenden Anteils 
von Erwerbspersonen dazu beigetragen, den vor 
allem seit 1959 ständig gestiegenen Arbeitskräfte-
bedarf der Wirtschaft zu decken; der Anteil der 
Erwerbspersonen am Wanderungsgewinn des Be-
richtsjahres aus dem Ausland belief sich auf fast 
85 v. H. 

Im Jahre 1962 nahm die Erwerbstätigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland erneut zu, wenngleich 
mit einer gegenüber dem Vorjahr etwas verringer-
ten Zuwachsrate. Die Erwerbsbevölkerung belief sich 
im Durchschnitt des Berichtsjahres auf 26 185 000 
Menschen, gegenüber 25 895 000 im Durchschnitt des 
Jahres 1961. Die Zunahme um 290 000 Menschen be-
deutet eine Wachstumsrate von 1,1 v. H.; im Vorjahr 
hatte der absolute Zuwachs 325 000 Menschen oder 

Ubersicht i 

Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1950 bis 1962 

(einschließlich Saarland) 

Jahresdurchschnitte 

Bevölkerung 
Erwerbsbevölkerung 

insgesamt davon arbeitslos 

Jahr 

in 1000 

Zuwachs 
gegenüber 
Vorjahr 
in v. H. 

in 1000 

Zuwachs 
gegenüber 
Vorjahr 
in v. H. 

in v. H. 
der 

Bevölke

-

rung 

in 1000 

Zuwachs 
gegenüber 
Vorjahr 
in v. H. 

in v. H. 
der 

gesamten 
Erwerbs

-bevölke

-

rung 

1950 47 850 • 21 950 • 45,9 1 585 • 7,2 

1951 48 365 +1,1 22 330 +1,7 46,2 1 435 - 9,5 6,5 

1952 48 689 +0,7 22 685 +1,6 46,7 1 385 - 3,5 6,1 

1953 49 142 +0,9 23 075 + 1,7 47,0 1 265 - 8,7 5,5 

1954 49 687 + 1,1 23 620 +2,4 47,5 1 225 - 3,2 5,2 

1955 50 187 +1,0 24 165 +2,3 48,1 935 -23,7 3,9 

1956 50 786 + 1,2 24 595 +1,8 48,4 765 -18,2 3,1 

1957 51 432 + 1,3 25 025 +1,7 48,7 665 -13,1 2,7 

1958 52 069 +1,2 25 270 +1,0 48,5 685 + 3,0 2,7 

1959 52 665 +1,1 25 345 +0,3 48,1 480 -29,9 1,9 

1960 53 234 +1,1 25 570 +0,9 48,0 238 - 50,4 0,9 

1961 54 016 + 1,5 25 895 +1,3 47,9 161 -32,4 0,6 

1962 54 758 +1,4 26 185 +1,1 47,8 142 -11,8 0,5 

Quelle:  Statistisches Bundesamt (1961 und 1962 vorläufige Ergebnisse) 
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1,3 v. H. betragen. Die Zahl der Arbeitslosen ging 
erneut zurück und betrug im Durchschnitt des Jahres 
1962 nur noch 142 000 oder 0,5 v. H. der Erwerbs-
bevölkerung (Vorjahr: 161 000 oder 0,6 v. H.). Trotz 
dieses erneuten Rückgangs der Arbeitslosigkeit bei 
gleichzeitigem Zugang von Erwerbspersonen aus 
dem natürlichen Bevölkerungszuwachs und Wande-
rungsgewinn verstärkte sich auf dem Arbeitsmarkt 
das Ungleichgewicht zwischen Angebot und Nach-
frage. Während im Jahresdurchschnitt 1961 einer 
Zahl von 161 000 Arbeitslosen 536 000 offene Stellen 
gegenüberstanden, stieg die Zahl der  offenen Stellen 
im Berichtsjahr auf durchschnittlich 549 000; im Zeit-
punkt des saisonbedingten Tiefstandes der Arbeits-
losigkeit (August 1962 mit knapp 83 000 Arbeits-
losen) waren im Bundesgebiet fast 600 000 Arbeits-
plätze unbesetzt. Ohne den verstärkten Rückgriff 
auf die Arbeitskraftreserven anderer Länder - vor 
allem des europäischen Auslands - wäre der An-
gebotsengpaß auf dem Arbeitsmarkt noch sehr viel 
ausgeprägter gewesen. Am 30. September 1962 lag 
die Zahl der in  der  Bundesrepublik beschäftigten 
ausländischen Arbeitnehmer mit 706 000 um 161 000 
über dem vergleichbaren Vorjahresstand. 

Die Zahl der Erwerbstätigen (Erwerbspersonen 
abzüglich Arbeitslose) war im Jahre 1962 mit 
309 000 oder 1,2 v. H. etwas stärker gestiegen als 
die der Erwerbspersonen (290 000 oder 1,1 v. H.). 
Dieser relativ günstigen Entwicklung sind indessen 
durch die fast vollständige Ausschöpfung der heimi-
schen Arbeitskraftreserven immer engere Grenzen 
gesetzt, so daß von dieser Seite eine Ausweitung 
der Erwerbstätigkeit nicht erwartet werden kann. 
Die künftige Entwicklung der Erwerbstätigkeit in 
der Bundesrepublik wird ferner durch die weiterhin 
rückläufige Erwerbsquote (Anteil der Erwerbsbevöl-
kerung an der Gesamtbevölkerung) beeinflußt. Die 
Erwerbsquote erreichte nach stetigem Anstieg in 
den ersten Jahren des erfolgreichen wirtschaftlichen 
Wiederaufbaus im Jahre 1957 mit 48,7 v. H. einen 
Höhepunkt und ist seitdem von Jahr zu Jahr zurück-
gegangen. Im Berichtsjahr war die Erwerbsquote auf 
47,8 v. H. (gegenüber 47,9 v. H. im Jahre 1961) ge-
sunken, obwohl der Anteil der Erwerbspersonen 
am Wanderungsgewinn aus ,dem Ausland im Jahre 
1962 fast doppelt so hoch war wie die Erwerbsquote 
der Gesamtbevölkerung. Ohne die Anwerbung aus-
ländischer Arbeitnehmer wäre der Rückgang der 
Erwerbsquote noch stärker gewesen. Diese Entwick-
lung ist durch die Besonderheiten des Bevölkerungs-
aufbaus in der Bundesrepublik bedingt, in der bei 
absoluter Zunahme der Gesamtbevölkerungszahl der 
Anteil der aus dem Erwerbsleben herauswachsenden 
älteren Menschen stärker wächst als der Anteil der 
übrigen Altersgruppen. 

2. Wirtschaftliche Leistungesfähigkeit 

a) Entwicklung des Sozialprodukts 

Die seit der Währungsreform von 1948 ununter-
brochene Aufwärtsentwicklung der Wirtschaft setzte 
sich auch im Berichtsjahr 1962 fort. Das Bruttosozial-
produkt, umfassendster Ausdruck der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit, erreichte einen neuen 

Übersicht 2 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

in den Jahren 1950 bis 1962 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

in jeweiligen Preisen in Preisen von 1954 

Jahr 
Mrd. 
DM 

Zu

-

wachs 
gegen 

über  Vor

-jahr 

in v. H. 

1950 
= 100 

Mrd. 
DM 

Zu

-

wachs 
gegen

-ü

ber Vor

-

jahr 
in v. H. 

1950 
= 100  

1950 97,2 . 100 113,1 100 

1951 118,6 +22,0 122 125,0 +10,5 111 

1952 135,6 +14,3 140 135,4 + 8,3 120 

1953 145,5 + 7,3 150 145,6 + 7,5 129 

1954 156,4 + 7,5 161 156,4 + 7,4 138 

1955 178,3 +14,0 183 174,4 +11,5 154 

1956 196,4 +10,2 202 186,4 + 6,9 165 

1957 213,6 +8,8 220 196,5 + 5,4 174 

1958 228,5 + 7,0 235 202,9 + 3,3 179 

1959 247,9 + 8,5 255 216,5 + 6,7 191 

1960 277,7 +12,0 286 235,5 + 8,8 208 

19601 ) 282,4 . 291 239,4 212 

1961 1 ) 310,4 + 9,9 319 252,5 + 5,5 223 

1962 1) 336,8 + 8,5 347 262,9 + 4,1 232 

1) einschließlich Saarland 

Quelle :  Statistisches Bundesamt (1961 und 1962 vor-
läufige Ergebnisse) 

Höchstwert. Mit 336,8 Milliarden DM lag das Brutto-
sozialprodukt in jeweiligen Preisen um 8,5 v. H. 
über dem vergleichbaren Wert des Vorjahres. Ge-
genüber dem Vergleichsjahr 1950 hat das nominale 
Bruttosozialprodukt fast vendreieinhalbfacht werden 
können (Indexwert: 347). In Preisen von 1954, in 
denen das Bruttosozialprodukt zur Ausschaltung von 
Preisveränderungen gemessen wird, belief sich das 
Bruttosozialprodukt auf 262,9 Milliarden DM. Die 
Zunahme gegnüber dem Vorjahr betrug 4,1 v. H. 
Wenngleich die Zunahme des Bruttosozialprodukts 
im Jahre 1962 sowohl in jeweiligen Preisen als auch 
in Preisen des Jahres 1954 geringer war als im Jahre 
1961 (9,9 v. H. bzw. 5,5 v. H.) und in den meisten 
voraufgegangenen Jahren, so stellt insbesondere die 
reale Zunahme um 4,1 v. H. angesichts eines Arbeits-
markts ohne Reserven eine Leistung dar, die die 
meisten Vorausschätzungen übertraf. 

Trotz der erneuten Zunahme der Bevölkerungs-
zahl ist der auf den einzelnen Einwohner entfallende 
Anteil am Sozialprodukt ebenfalls merklich gestie-
gen und hinter der Steigerung des Sozialprodukts 
überhaupt nur geringfügig zurückgeblieben. Je Ein-
wohner stieg das Bruttosozialprodukt in jeweiligen 
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Übersicht 3 

Bruttosozialprodukt 
in der Bundesrepublik Deutschland 

in den Jahren 1950 bis 1962 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 
je Einwohner 

in jeweiligen Preisen in Preisen von 1954 

Jahr 

DM 

Zu

-

wachs 
gegen

-

über 
Vor

-

jahr 
in v. H. 

1950 
= 100 DM 

Zu

-

wachs 
gegen

-

über 
Vor-
jahr 

in v. H. 

1950 
= 100 

1950 2 072 . 100 2 411 100 

1951 2 501 +20,7 121 2 636 + 9,3 109 

1952 2 841 +13,6 137 2 837 + 7,6 118 

1953 3 020 + 6,3 146 3 022 + 6,5 125 

1954 3 211 + 6,3 155 3 211 + 6,3 133 

1955 3 624 +12,9 175 3 544 +10,4 147 

1956 3 944 + 8,8 190 3 743 + 5,6 155 

1957 4 235 + 7,4 204 3 896 + 4,1 162 

1958 4 475 + 5,7 216 3 974 + 2,0 165 

1959 4 801 + 7,3 232 4 193 + 5,5 174 

1960 5 322 +10,9 257 4 513 + 7,6 187 

19601) 5 305 . 256 4 497 . 187 

1961 1) 5 746 + 8,3 277 4 674 + 3,9 194 

19621 ) 6 151 + 7,0 297 4 801 + 2,7 199 

1) einschließlich Saarland 

Quelle:  Statistisches Bundesamt (1961 und 1962 vor-
läufige Ergebnisse) 

Preisen im Berichtsjahr um 7,0 v. H. und erreichte 
6151 DM (gegenüber 5746 DM im Jahre 1961). 
Gegenüber dem Vergleichsjahr 1950 konnte das 
Bruttosozialprodukt in laufenden Preisen je Ein-
wohner verdreifacht werden (Indexwert 297). Da 
auch im Berichtsjahr die Zunahme des realen Brutto-
sozialprodukts hinter dem Wachstum des nomi-
nalen Bruttosozialprodukts zurückgeblieben war, 
blieb auch der Zuwachs des realen Bruttosozial-
produkts je Einwohner hinter dem des nominalen 
zurück; ferner war die Steigerung des realen 
Bruttosozialprodukts im Jahre 1962 geringer als in 
den meisten Vorjahren. Gemessen in Preisen des 
Jahres 1954 betrug die Zunahme des Bruttosozial-
produkts je Einwohner mit 2,7 v. H. nur etwa zwei 
Drittel der Zunahme im Vorjahr (3,9 v. H.). Mit 
einem Wert von 4801 DM entfielen im Jahre 1962 
fast doppelt so viele Güter und Dienstleistungen auf 
jeden Einwohner wie im Jahre 1950, in dem das 

reale Bruttosozialprodukt je Einwohner 2411 DM 
betragen hatte. 

Die erneute Steigerung des allgemeinen Lebens-
standards, die in dem Wachstum des Sozialprodukts 
und seines Anteils je Einwohner ihren Ausdruck 
findet, kam im Jahre 1962 wiederum allen Bevölke-
rungsgruppen zugute. Wenngleich die relativ 
stärkste Steigerung - wie schon im Vorjahr - die 
Einkommen der abhängig Beschäftigten aufwiesen, 
so konnten auch die Empfänger von Übertragungs-
einkommen, insbesondere die Bezieher von Leistun-
gen der gesetzlichen Rentenversicherungen, nach 
Maßgabe der in den neuen Rentenversicherungsge-
setzen unter der Zielsetzung einer weitgehenden Er-
haltung des Lebensstandards nicht mehr im Erwerbs-
leben stehender Menschen niedergelegten Anpas-
sungsvorschriften am Wirtschaftswachstum teil-
haben. Durch die fünfte Rentenanpassung sind die 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 
mit Wirkung vom 1. Januar 1963 an um 6,6 v. H. und 
damit seit der Rentenreform von 1957 um 'insgesamt 
fast 33 v. H. erhöht worden. Diese beachtliche An-
hebung des durchschnittlichen Rentenniveaus um ein 
Drittel in einem Zeitraum von nur sechs Jahren stellt 
für sich allein einen sozialpolitischen Fortschritt ho-
hen Ranges dar, der auch insofern bemerkenswert 
ist, als sich die Rentenanpassungen nach streng 
systematischen Grundsätzen vollzogen haben, näm-
lich nach Maßgabe der Veränderungen der allge-
meinen Bemessungsgrundlage für die Rentenberech-
nung. Die Rentenberechnung der erstmals festzuset-
zenden Renten auf der Grundlage eines Mittelwerts 
der durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste in 
drei voraufgegangenen Jahren und der Grundsatz 
einer Anpassung der laufenden Renten an die Ver-
änderung dieses Mittelwertes war von den gesetz-
gebenden Körperschaften des Bundes im Jahre 1957 
beschlossen worden, um die Veränderung der Be-
zugsgrößen für die Rentenberechnung von kurz-
fristigen konjunkturellen Schwankungen weitge-
hend unabhängig zu machen. Daraus ergibt sich, 
daß bei einer starken Beschleunigung der Lohnent-
wicklung wie der der Jahre 1959 bis 1962 das Ren-
tenniveau weiter zurückbleiben muß und der Nach-
holprozeß erst später einsetzt. So hat sich seit dem 
Reformjahr 1957 die allgemeine Bemessungsgrund-
lage bis 1962 um 32,6 v. H. erhöht, während 
die durchschnittlichen Bruttojahresarbeitsverdienste 
aller Versicherten um 44,9 v. H. stiegen. Die für die 
Berechnung der erstmals festzusetzenden Renten 
maßgebliche allgemeine Bemessungsgrundlage für 
das Jahr 1963 ist aber bereits um 8,2 v. H. höher 
als die des Jahres 1962, und für das Jahr 1964 ist 
sogar mit einer weiteren Steigerung von 9,3 v. H. 
zu rechnen. Dieser Nachholprozeß soll durch die 
sechste Rentenanpassung auch für die Bestands-
renten wirksam gemacht werden. Das wird durch 
die Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit in der Bundesrepublik erleichtert, die unter an-
derem auch zur Erhöhung der Durchschnittsver-
dienste aller Versicherten und ihrer Beiträge zu den 
gesetzlichen Rentenversicherungen geführt hat. 



Deutscher Bundestag - 4. Wahlperiode 	Drucksache  IV/ 1486  

Im Jahre 1962 setzte sich die seit nunmehr fast 
15 Jahren andauernde expansive Konjunktur fort 
und führte zu erneuten Steigerungen von Produk-
tion und Umsätzen. Erweiterungen der Kapazitäten 
und neue Rationalisierungsfortschritte machten es - 
im Verein mit einem verstärkten Rückgriff auf aus-
ländische Hilfsquellen für den heimischen Arbeits-
markt - möglich, das Leistungspotential der deut-
schen Wirtschaft wiederum zu vergrößern. Anderer-
seits wurden noch stärker als im Jahre 1961 die 
Grenzen sichtbar, die einer weiteren Steigerung der 
Ansprüche an das Sozialprodukt ohne Gefährdung 
der Geldwertstabilität und der Wettbewerbsfähig-
keit gesetzt sind. Drei wichtige Merkmale der Wirt-
schaftsentwicklung im Berichtsjahr machten diese 
Tatsache deutlich. 

Erstens war im Vergleich zum Vorjahr eine er-
neute Verlangsamung der Expansion des Güter- und 
Leistungsangebots zu beobachten, bei der es sich 

weniger um eine Wirkung der in Teilbereichen der 
Wirtschaft abgeschwächten Konjunktur handelte, 
sondern vielmehr um einen grundlegenden Wand& 
in den gesamtwirtschaftlichen Wachstumsbedingun-
gen. Während der Expansionsspielraum zu Beginn 
des wirtschaftlichen Wiederaufbaus außergewöhn-
lich groß war, haben sich die Bedingungen und Vor-
aussetzungen für das künftige Wirtschaftswachstum 
insofern geändert, als die weit über das in früheren 
Jahren und auch international gesehen als erreich-
bar angesehenen Steigerungen des Sozialprodukts, 
der Einkommen und damit des allgemeinen Lebens-
standards nicht mehr erwartet werden können. Ur-
sache dieser Wandlungen sind vor allem der ver-
ringerte Arbeitskräftezugang sowie die beschleu-
nigte Arbeitszeitverkürzung. 

Zweitens verzeichnete das gesamtwirtschaftliche 
Preisniveau einen Anstieg, der vor allem auf der 
fortdauernden Überbeanspruchung des Leistungs- 

Übersicht 4 

Verwendung des Sozialprodukts der Bundesrepublik Deutschland  
in den Jahren 1950 bis 1962  

Verwendungsart 1950 1951 1952 1953  1954 1955 1956 1957 1958 1959 1960 196 1 ) 1961 1) 19621 )  

Mrd. DM in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch . 62,5 72,5  79,9 87,6 92,8 103,4 115,1 125,6 134,9 144,2 157,4 160,5 176,3 192,2  

Staatsverbrauch 	 14,0 17,4  20,8 21,1 22,0 23,8 25,4 27,3 30,6 33,6 37,8 38,4 43,7 49,9  
Investitionen 	 21,9 26,4 31,5 31,4 36,3 47,0 49,3 52,0 545,1 61,7 74,3 75,7 83,6 90,8  

Außenbeitrag 	 -1,2  +2,3 +3,4 
+5,5 +5,3 +4,2 +6,6 +8,7 +8,8 +8,5 +8,2 +7,8 +6,8 +3,9  

Bruttosozialprodukt 97,2 118,6 135,6 145,5 156,4 178,3 196,4 213,6 228,5 247,9  277,7 282,4  310,4 336,8  

Mrd. DM in Preisen von 1954  

Privater Verbrauch . 69,2 73,8 79,3 88,2 92,8  101,5 110,5 117,1 122,6 129,7 139,0 141,8 151,7 160,4  

Staatsverbrauch 	17,5 19,4 21,5  21,3  22,0 22,9 23,2 24,1 26,1 28,5 30,6 31,1 33,6 37,3  
Investitionen 	 25,5 26,8 30,1 30,8 36,3 45,5 46,2 47,3 48,3 54,0 63,0 64,2 67,9 70,1  
Außenbeitrag 	 +1,0 +5,1 +4,6 +5,4 +5,3 +4,6  +6,6 +8,0 +5,9 +4,4 +2,9 +2,3 - 0,7 -4,9  

Bruttosozialprodukt 113,1 125,0 135,4 145,6 156,4 174,4 186,4 196,5 202,9 216,5 235,5 239,4 252,5 262,9  

in v. H. in jeweiligen Preisen  

Privater Verbrauch . 64,2 61,1 59,0 60,2 59,3 58,0 58,6 58,8 59,0 58,2 56,7 56,8 56,8 57,1  

Staatsverbrauch 	 14,4 14,7 15,3 14,5 14,1 13,3 12,9 12,8 13,4 13,6 13,6 13,6 14,1 14,8  

Investitionen 	 22,6 22,3 23,2 21,5 23,2 26,3 25,1 24,3 23,7 24,8 26,7 26,8 26,9 27,0  
Außenbeitrag 	... -1,2 1,9 2,5 3,8 3,4 2,4 3,4 4,1 3,9 3,4 3,0 2,7 2,2 1,2  

Bruttosozialprodukt  100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0  100,0 100,0 100,0  

1) einschließlich Saarland 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 1961 und 1962 vorläufige Ergebnisse 
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potentials beruht und der die bestehenden Span-
nungen zwischen Angebot und Nachfrage nicht nur 
aufrechterhielt, sondern sogar noch verschärfte. Zu 
dem nachfragebedingten Preisauftrieb gewannen 
auch die Kostensteigerungen im vergangenen Jahr 
erheblich an Bedeutung, nicht zuletzt auch erntebe-
dingte Preiserhöhungen bei Nahrungsmitteln. 

Schließlich vollzog sich ein fundamentaler Wandel 
in der außenwirtschaftlichen Situation der Bundes-
republik. Durch die Veränderung der internationa-
len Preis- und Kostenrelation zuungunsten der Bun-
desrepublik und andere, in dieser Hinsicht negative 
Einflüsse ging der Überschuß der Waren- und 
Dienstleistungsbilanz im Vergleich zum Vorjahr auf 
weniger als die Hälfte zurück. Da dieser verklei-
nerte Überschuß nicht mehr ausreichte, um das 
Defizit bei den unentgeltlichen Leistungen zu decken, 
wurde die Zahlungsbilanz der Bundesrepublik in der 
laufenden Rechnung erstmals seit 1950 passiv. 
Wenngleich der Übergang der Bundesrepublik von 
einem Land mit hohen Überschüssen zu einer mehr 
ausgeglichenen außenwirtschaftlichen Position als 
eine den gesamtwirtschaftspolitischen Zielen ange-
messene Entwicklung bezeichnet werden kann, so 
muß einschränkend jedoch festgestellt werden, daß 
ihre Ursache vor allem in der Erhöhung des inländi-
schen Preis- und Kostenniveaus zu suchen ist. Da 
ein hoher Beschäftigungsgrad, Preisstabilität und 
eine ausgeglichene außenwirtschaftliche Situation 
die wichtigsten konjunkturpolitischen Ziele der Bun-
desregierung sind, ist angesichts der Tatsache, daß 
im Berichtsjahr 1962 Vollbeschäftigung, Wirtschafts-
wachstum und Zahlungsbilanzausgleich zu Lasten 
der internen Preisstabilität gegangen sind, in der 
Preisentwicklung des Jahres 1962 eine weite Kluft 
zwischen Zielsetzung und Ergebnis zu sehen. 

Im Jahre 1962 wirkte die besonders starke Expan-
sion der Jahre 1959 bis 1961 nach, besonders auf 
jenen Gebieten, die erfahrungsgemäß mit einer ge-
wissen zeitlichen Verzögerung den Konjunkturbe-
wegungen folgen (vor allem Löhne und Kosten). Auf 
anderen Gebieten machten sich, teilweise im Zusam-
menhang mit dem Kostenanstieg und verschärfter 
Wettbewerbslage, Abschwächungen bemerkbar. Die 
reduzierten Gewinnaussichten beeinträchtigten die 
Investitionsabsichten. Dennoch wurden noch erheb-
liche, bereits vorher projektierte Investionsvor-
haben realisiert. Mit 85,5 Milliarden DM stiegen die 
Anlageinvestitionen gegenüber dem Vorjahr um 
10,2 v. H. Damit übertraf die relative Zunahme der 
Anlageinvestitionen die des Sozialprodukts (8,5 
v. H.). Demgegenüber waren die Vorratsveränderun-
gen mit einer Zunahme von 5,3 Milliarden DM ge-
ringer als im Jahre 1961 (6,0 Milliarden DM). Insge-
samt war das Wachstum der Bruttoinvestitionen ver-
gleichsweise schwächer als im voraufgegangenen 
Jahr. In dieser Verlangsamung spiegelt sich die Zu-
rückhaltung bei den Neubestellungen von Investi-
tionsgütern wider, die das ganze Jahr 1962 über zu 
beobachten war. Die rückläufige Entwicklung in der 
Investitionstätigkeit ist vor allem auf die zunehmen-
den Schwierigkeiten zurückzuführen, Kostensteige-
rungen voll abzuwälzen, und ferner auf die ver-
schärfte Konkurrenz, der im Berichtsjahr sowohl 
deutsche Exportgüter auf dem Weltmarkt als auch 

inländische Erzeugnisse auf dem heimischen Markt 
ausgesetzt waren. Wenn es sich bei der verschärften 
Wettbewerbslage zum Teil auch um die Auswirkun-
gen der Aufwertung der Deutschen Mark im Jahre 
1961 gehandelt haben dürfte, so ist doch der ent-
scheidende Einfluß den inländischen Preis- und Ko-
stensteigerungen beizumessen. Trotz der gegenüber 
1961 verringerten Wachstumsrate der Investitionen 
stieg deren Anteil am Bruttosozialprodukt — wie 
schon in den vergangenen Jahren seit 1959 — erneut 
an  Mic 27,0 v. H. des Bruttosozialprodukts erhöhte 
sich der Anteil der Investitionen am Bruttosozial-
produkt nicht nur gegenüber dem Vorjahr (26,9 
v. H.), sondern erreichte auch den höchsten seit 1950 
verzeichneten Anteilssatz. 

Auch der private Verbrauch nahm im Berichtsjahr 
mit 9,0 v, H. stärker zu als das Bruttosozialprodukt. 
Mit 192,2 Milliarden DM war der private Verbrauch 
auf mehr als das Dreifache seines Wertes im Jahre 
1970 gestiegen. Der Zuwachs gegenüber dem Jahre 
1961 blieb nicht viel hinter dem des Vorjahres 
(9,8 v. H.) zurück. Da sich die Preise der von den 
privaten Haushalten gekauften Güter und Dienst-
leistungen im Berichtsjahr um etwa über 3 v. H. er-
höhten, war die Steigerung des privaten Verbrauchs 
in konstanten Preisen allerdings geringer; mit 5,7 
v. H. lag sie unter den Veränderungsraten von 1961 
und 1060. In konstanten Preisen und je Einwohner 
nahm der private Verbrauch um 4,3 v. H. zu. Gegen-
über 1950 zeigte diese für die Beurteilung des mate-
riellen Lebensstandards gebräuchliche Meßziffer 
eine Verdoppelung. Die Verbrauchsausweitung im 
Berichtsjahr vollzog sich auf der Grundlage einer 
erneut sehr kräftigen Steigerung der verfügbaren 
Einkommen. Ferner haben die privaten Haushalte 
im Jahre 1962 einen etwas größeren Teil ihrer ver-
fügbaren Einkommen für den Verbrauch verwendet 
als im Vorjahr. 

Der Staatsverbrauch weitete sich von allen Ver-
wendungsarten des Sozialprodukts auch im Jahre 
1962 am stärksten aus. Mit einer Zuwachsrate von 
14,2 v.  H.  in laufenden und von 11,2 v. H. in konstan-
ten Preisen setzte der Staatsverbrauch seinen vor 
einigen Jahren begonnenen starken Anstieg unver-
mindert fort. Die Zunahme des Staatsverbrauchs auf 
fast 50 Milliarden DM beruhte überwiegend auf er-
höhten Ausgaben für die Verteidigung, die im Be-
richtsjahr rund 33 v. H. des gesamten Staatsver-
brauchs ausmachten. Infolge des überproportionalen 
Anstiegs des Staatsverbrauchs erhöhte sich sein An-
teil am Bruttosozialprodukt auf 14,8 v. H. gegenüber 
14,1 v. H. im Jahre 1961. 

Die relativ stärkste Veränderung wies unter den 
einzelnen Verwendungsarten des Sozialprodukts der 
Außenbeitrag auf. Sein Wert schrumpfte in jeweili-
gen Preisen von 6,8 Milliarden DM im Jahre 1961 
auf 3,9 Milliarden DM im Berichtsjahr. Entscheidend 
war hierfür eine verstärkte Zunahme der Einfuhr. 
Die Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen nahm 
im Jahre 1962 um insgesamt 3,9 Milliarden DM in 
laufenden Preisen auf 77,7 Milliarden DM zu. Das 
bedeutet eine Wachstumsrate von 5,2 v. H., die zwar 
höher war als im Jahre 1961, aber nur etwa halb so 
hoch wie die relative Zunahme der Einfuhren, die — 
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bei einer absoluten Zunahme um 6,8 Milliarden -DM 
auf 73,8 Milliarden DM — eine Zuwachsrate von 
10,1 v. H. verzeichneten. Die Expansion der Einfuhr 
war zwar teilweise durch die niedrigen Ernteergeb-
nisse des Vorjahres bedingt, hing aber auch mit der 
Preis- und Nachfrageentwicklung im Inland zusam-
men, dessen Märkte der vielfach preisgünstigeren 
Auslandskonkurrenz einen verstärkten Absatz er-
möglichten. Allein die Zunahme der Fertigwarenein-
fuhr um 20 v. H. und die Erhöhung ihres Anteils an 
den Gesamtimporten auf 38 v. H. zeigen dies sehr 
deutlich. 

Bei weiterhin gestiegenen Ausfuhrpreisen erhöhte 
sich das Ausfuhrvolumen nur um 4,9 v. H. verglichen 
mit einem Zuwachs des Exportwerts in laufenden 
Preisen von 5,2 v. H. Da umgekehrt die Preise für 
die Wareneinfuhr aus dem Ausland im Berichtsjahr 
weiterhin zurückgingen, übertraf die Entwicklung 
des Einfuhrvolumens nicht nur die des Einfuhrwerts 
(Zunahme um 10,9 v. H. gegenüber 10,1 v. II.), son-
dern auch die Zuwachsrate des Ausfuhrvolumens um 
mehr als das Doppelte. Der erneute Rückgang der 
Einfuhrpreise bewirkte wie im vergangenen Jahr, 
daß die im Inland letztlich verwendeten Güter (Pri-
vater Verbrauch, Staatsverbrauch und Investitionen) 
eine geringere Preiserhöhung zeigten, als sie sich 
für das Sozialprodukt ergeben hatte. Die Preissteige-
rung des Sozialprodukts infolge der Verteuerung 
der inländischen Produktionstätigkeit wurde auf 
diese Weise wenigstens teilweise kompensiert. 

Die im Jahre 1962 eingetretene Änderung in der 
außenwirtschaftlichen Situation der Bundesrepublik 
führte zu einem erneuten und außergewöhnlich star-
ken Absinken des Außenbeitrages, der sich in Prei-
sen von 1954 um weitere 4,2 Milliarden DM auf 
—4,9 Milliarden DM verringerte, nachdem er im 
Jahre 1961 mit —0,7 Milliarden DM erstmals seit 
1950 negativ geworden war. 

b) Produktion 

Für die Entwicklung des Angebots im Berichtsjahr 
war von entscheidendem Einfluß, daß sich der Zu-
gang an Erwerbstätigen noch stärker als im Vorjahr 
verringerte. Die Abflachung des Beschäftigungs-
anstiegs wirkte um so mehr expansionshemmend, 
als die tatsächlich geleistete Arbeitszeit verstärkt 
zurückging. Die vielfach schon im Vorjahr tariflich 
vereinbarten Regelungen führten vielerorts zum 
Übergang von der 44-Stunden-Woche auf 43 oder 
42 Stunden; in gleicher Richtung wirkten Verlänge-
rungen der Urlaubszeit und ein erhöhter Kranken-
stand. Die durchschnittlich geleistete Arbeitszeit 
aller abhängig Beschäftigten ging im Jahr 1962 ge-
genüber dem Vorjahr um rund 2,0 v. H. zurück. 
Trotz der mit 0,4 v. H. relativ geringfügigen Zu-
nahme der Zahl der in der Industrie Beschäftigten 
und eines Rückgangs der Zahl der in der Industrie 
geleisteten Arbeiterstunden um 2,8 v. H. gegenüber 
1961 nahm die industrielle Produktion um 4,6 v. H. 
zu. Im Vorjahr hatte die industrielle Produktion un-
ter weniger erschwerenden Bedingungen (Zuwachs 
an Beschäftigten + 2,9 v. H., Erhöhung der Arbeits-
zeit um + 0,1 v. H.) um 5,1 v. H. gesteigert werden 
können. Insofern ist die erneute Ausweitung der 

industriellen Produktion um eine nicht sehr erheb-
lich geringere Wachstumsrate im Jahre 1962 beson-
ders bemerkenswert, als darin ein verstärkter Pro-
duktivitätsfortschritt zum Ausdruck kommt, der die 
wachstumshemmenden Einflüsse auf die industrielle 
Produktion mehr als wettmachen konnte. Der Index 
des industriellen Produktionsvolumens erreichte im 
Jahre 1962 einen Stand von 274 (gegenüber 1950 

100). 

An der Ausweitung des Produktionsvolumens hat-
ten die einzelnen Industriezweige in äußerst unter-
schiedlicher Weise und hinsichtlich der Expansions-
raten ihrer Wertschöpfung in gegenüber 1961 stark 
veränderter Reihenfolge teil. Im Jahre 1962 gingen 
die Auftriebskräfte ganz überwiegend vom Inlands-
markt aus, wobei sich die erhöhte Verbraucherkauf-
kraft stärker als die Investitionsnachfrage auf die 
Entwicklung der Produktion auswirkte. Die Herstel-
lung von Verbrauchsgütern (ohne Nahrungs- und 
Genußmittel) war mit einer Zunahme um 5,2 v. H. 
stärker gestiegen als im Vorjahr 3,5 v. H.). Dem-
gegenüber verlangsamte sich bei den Investitions-
güterindustrien der Aufstieg ganz erheblich. Nach 
Zuwachsraten von 16,1 v. H. im Jahre 1960 und 7,3 
v. H. im Vorjahr betrug diese im Jahre 1962 nur 
2,8 v. H. Damit rückten die Investitionsgüterindu-
strien, gemessen an der Steigerung ihrer Wert-
schöpfung, an die vorletzte Stelle der hier ver-
glichenen Gruppen. Eine niedrigere Wachstumsrate 
der Produktion verzeichnete im Berichtsjahr nur der 
Bergbau, der seine Erzeugung um 1,7 v. H. erhöhte; 
diese Zunahme des Gesamtbereichs wurde indessen 
— und im Gegensatz zum Vorjahr — ausschließ-
lich von der Erzeugungssteigerung der Erdöl- und 
Erdgasgewinnung erbracht (+ 10,5 v. H.), während 
im Kohlenbergbau die Stagnation anhielt und in 
allen übrigen Bereichen die Produktion rückläufig 
war. Die Zuwachsrate der Energieversorgungs-
betriebe lag mit 8,4 v. H. beachtlich hoch, getragen 
vor allem von einer Steigerung der Elektrizitäts-
erzeugung um 8,7 v. H. Die Grundstoff- und Pro-
duktionsgüterindustrien erzielten einen Jahreszu-
wachs von 6,1 v. H., der — innerhalb der Index-
gruppe — von den Erzeugungssteigerungen der 
Chemischen Industrie, der Mineralölverarbeitung 
und von der Flachglasindustrie teilweise erheblich 
übertroffen wurde, vor allem aber von den eisen-
schaffenden und -verarbeitenden Industrien nicht 
erreicht werden konnte; in den letztgenannten Be-
reichen war die Erzeugung u. a. infolge des preis-
günstigen Auslandsangebots an Walzstahl und der 
gedrückten und exporthemmenden Weltmarktpreise 
rückläufig. Einen dem Gesamtwachstum nahezu pro-
portionalen Erzeugungsanstieg verzeichneten die 
Nahrungs- und Genußmittelindustrien. Ihre Produk-
tionssteigerung belief sich insgesamt auf 4,2 v. H. 
Dabei lagen die Produktionszunahmen der Tabak-
verarbeitung fast auf gleicher Höhe wie die der 
Ernährungsindustrie; bei letzterer hat sich die Nach-
frage nach konsumfertigen Waren und nach besse-
ren Qualitäten weiter verstärkt. Auch hat die Her-
stellung von tiefgekühlten Erzeugnissen erheblich 
zugenommen. Während sich die Aufwärtsentwick-
lung bei den Molkereien und der milchverarbeiten-
den Industrie sowie in der Fischverarbeitung etwa 
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im Rahmen der durchschnittlichen Belebung in der 
Ernährungsindustrie hielt, setzte sich unter anderem 
der seit 1957 anhaltende Rückgang in der Marga-
rineindustrie fort. 

Eine beträchtliche Abschwächung verzeichnete das 
Bauhauptgewerbe. Der Rückgang der Produktions-
ausweitung auf fast nur noch die Hälfte des Jahres 
1961 ging vor allem zu Lasten der ungünstigen Wit-
terungsbedingungen in der ersten Hälfte des Be-
richtsjahres sowie gegen Ende 1962. Dennoch über-
traf die Zahl der im Jahre 1962 fertiggestellten 
Wohnungen mit 553 200 den Erfolg des Vorjahres 
um fast 2 v. H. 

c) Preise und Löhne 

Nachwirkungen der übersteigerten Konjunktur in 
den Vorjahren und ein fortdauerndes Marktungleich-
gewicht führten im Berichtsjahr zu einer noch stär-
keren Steigerung der Preise für Waren und Dienst-
leistungen als im Jahre 1961. Kennzeichnend für 
den Preisverlauf im Jahre 1962 waren relativ stabile 

Übersicht 5 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

in den Jahren 1950, 1961 und 1962 

Gliederung des Einkommens 
aus unselbständiger Arbeit 1950 1 ) 1961 1962 

Bruttoeinkommen aus un- 
selbständiger Arbeit 

Mrd. DM 44,1 150,1 165,9 

- Arbeitgeberbeiträge zu 
öffentlichen Einrich- 
tungen der sozialen 
Sicherung 	Mrd. DM 4,3 16,4 17,9 

= Bruttolohn- und 
-gehaltssumme 

Mrd. DM 39,8 133,7 148,0 

- Abzüge für direkte 
Steuern und Arbeit- 
nehmerbeiträge zu 
öffentlichen Einrich- 
tungen der sozialen 
Sicherung 	Mrd. DM 5,1 22,3 25,4 

= Nettoeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit 

Mrd. DM 34,7 111,4 122,6 

in v. H. der Bruttolohn- 
und -gehaltssumme 

v. H. 87,2 83,3 82,8 

Bruttolohn- und -gehalts- 
summe monatlich je durch- 
schnittlich beschäftigten 
Arbeitnehmer DM 243,- 558,- 607,- 

1) ohne Saarland 

Quelle: Statistisches Bundesamt und Deutsche Bundes-
bank 

Preise für eingeführte und einheimische Grundstoffe 
und überwiegend steigende Preise für inländische 
Fertigwaren. 
Bei den Einkaufspreisen für Auslandsgüter kam 

es von 1961 auf 1962 zu einem leichten Rückgang 
von 1,0 v. H., während die Grundstoffpreise um 
0,1 v. H. sanken. Demgegenüber stiegen die Erzeu-
gerpreise industrieller Produkte um 1,1 v. H. Der 
Preisindex für die Lebenshaltung läßt bei gewissen 
monatlichen Schwankungen einen leichten Anstieg 
erkennen. Im Jahresdurchschnitt ergab (sich von 
1961 auf 1962 eine Steigerung um 3,5 v. H., deren 
Ursache vor allem bei den Nahrungsmitteln zu 
suchen ist; wegen des ungünstigen Ernteergebnisses 
im Jahre 1961 und lang anhaltenden Frostes im 
Frühjahr 1962 sowie wegen des verhältnismäßig 
früh einsetzenden Winters 1962 hatten sich die 
Nahrungsmittel verteuert. Die Preise für landwirt-
schaftliche Betriebsmittel stiegen um 3,2 v. H., die 
Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte und 
die Ernährungskosten im Preisindex für die Lebens-
haltung um 4,5 v. H. gegenüber dem Vorjahres-
durchschnitt. Für Haushalte von Renten- und Für-
sorgeempfängern ergab sich eine Verteuerung der 
Lebenshaltung um 3,7 v. H., die den Vorjahres

-

anstieg (2,7 v. H.) erheblich übertraf. 

Die stärkste Bewegung zeigten auch im abgelau-
fenen Jahr die Baupreise. Der Index für Wohnungs-
baupreise, der von November 1961 bis November 
1962 um 7,9 v. H. gestiegen war, erhöhte sich im 
Jahresdurchschnitt 1961 auf 1962 um 8,5 v. H.; da-
bei verteuerte sich der Wohnungsbau etwas mehr 
als der Bau von gewerblichen oder landwirtschaft-
lichen Betriebsgebäuden. 

Während die allgemeine Preissteigerung im Be-
richtsjahr nicht zuletzt auf Kostensteigerungen zu-
rückzuführen ist, war die Erhöhung des Gesamt-
preisniveaus im privaten Verbrauch nur auf der 
Grundlage einer durch fortwährende Einkommens-
steigerungen vermehrten Kaufkraft und einer er-
höhten Verbrauchsneigung möglich. Während die 
Bruttolohn- und -gehaltssumme von 1961 auf 1962 
um 10,7 v. H. auf 148,0 Milliarden DM stieg, ergab 
sich je durchschnittlich beschäftigten Arbeitnehmer 
eine Zunahme um 8,7 v. H. oder von monatlich 
558 DM im Jahre 1961 auf 607 DM im Berichtsjahr. 
Demgegenüber wuchs die Summe aller produzierten 
Güter und Dienstleistungen (Bruttoinlandsprodukt 
in Preisen von 1954) nur um 4,1 v. H. und je Erwerbs-
tätigen nur um 2,9 v. H.; im Jahre 1961 hatten unter 
günstigeren Wachstumsbedingungen die Zuwachs-
raten 5,7 v. H. bzw. 4,0 v. H. betragen. Die Differenz 
zwischen der Zunahme des realen Angebots und der 
kräftigen Einkommenssteigerung der abhängig Be-
schäftigten führte dazu, daß die Volkswirtschaft 
- trotz der auf verschiedenen Gebieten im Ver-
lauf des Berichtsjahres an Bedeutung gewinnenden 
Entspannungstendenzen - von einem Gleichgewicht 
noch weit entfernt blieb. 

Die Zunahme der durchschnittlichen Bruttolohn- 
und -gehaltssumme um 8,7 v. H. ist geringer als die 
des Vorjahres (10,2 v. H.), übertrifft aber die Wachs-
tumsraten der meisten voraufgegangenen Jahre. 
Wie schon im Jahre 1961 haben die Einkommen aus 
unselbständiger Arbeit stärker zugenommen als das 
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Volkseinkommen je Erwerbstätigen, das im Jahre 
1962 um 6,8 v. H. — gegenüber 8,0 v. H. im Vorjahr 
- stieg. Gegenüber dem Vergleichsjahr 1950 haben 
die durchschnittlichen Bruttoarbeitsverdienste eine 
Steigerung auf das Zweieinhalbfache erfahren (In-
dexwert 250) ; allein seit 1957, dem Jahr der Renten-
reform, machte die Erhöhung der durchschnittlichen 
Arbeitsverdienste rund 45 v. H. aus. Unter Berück-
sichtigung der Kaufkraftveränderungen zeigt sich, 
daß sich die realen durchschnittlichen Bruttolöhne 
und -gehälter seit 1950 fast verdoppelt haben. 
Mit 165,9 Milliarden DM erreichte das Bruttoein-

kommen aus unselbständiger Arbeit im Jahre 1962 
nicht nur einen neuen Höchststand, sondern auch 
einen neuen Höchstwert der sogenannten „Lohn-
quote". Der Anteil der Einkommen aus unselbstän-
diger Arbeit am gesamten Volkseinkommen vergrö-
ßerte sich in  Fortsetzung der seit 1960 zu beobachten-
den steigenden Tendenz auf 63,8 v. H. (gegenüber 
60,9 v. H. im Jahre 1960 und 62,3 v. H. im Vorjahr). 
Der Anteil der Einkünfte aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen sank dementsprechend von 39,1 v. H. 
im Jahre 1960 auf 36,2 v. H. im Berichtsjahr. 
Ähnlich wie in den Vorjahren verlief die Entwick-

lung der Nettolöhne und -gehälter nicht ganz 
parallel zu den Bruttoeinkommen, da die Abzüge 
für direkte Steuern und Beiträge zur Sozialversiche-
rung wieder stärker zugenommen haben als die 
Bruttolohn- und -gehaltssumme. Das Wachstum der 
Abzüge war indessen nicht mehr so stark wie in den 
Vorjahren, weil die Entwicklung des Mehraufkom-
mens an Lohnsteuer eine gewisse Abschwächung 
zeigte. Steuererleichterungen und eine veränderte 
Staffelung der Einkommen, die zusammen mit dem 
Steuertarif einen etwas geringeren Aufkommenszu-
wachs zur Folge hatten, führten dazu, daß sich die 
Lohnsteuerabzüge im Berichtsjahr nur noch um rund 
ein Sechstel erhöhten. Im Jahre 1960 hatten sich die 
Lohnsteuerabzüge um rund ein Drittel erhöht. Der 
Anteil der Nettoeinkommen an den Bruttolöhnen 
und -gehältern belief sich im Jahre 1962 auf 82,8 v. H. 
Die Übertragungseinkommen - Beamtenpensio-

nen, Sozialrenten und Unterstützungen - erhöhten 
sich von 37,4 Milliarden DM im Jahre 1961 um 
8,8 v. H. auf 40,6 Milliarden DM. Die Zuwachsrate 
der Beamtenpensionen lag mit 9,8 v. H. geringfügig 
über dem Wachstum der Sozialversicherungsrenten 
(9,5 v. H.), das u. a. durch die im Berichtsjahr voll-
zogene vierte Rentenanpassung und die fünfte Er-
höhung der allgemeinen Bemessungsgrundlage be-
stimmt war. 

d) Einkommen und Vermögensbildung 
Das verfügbare Einkommen der privaten Haus-

halte (Nettolöhne und -gehälter, Einkommensüber-
tragungen und Privatentnahmen der Selbständigen) 
überschritt im Berichtsjahr erstmals den Betrag von 
200 Milliarden DM und erreichte 211,2 Milliarden 
DM. Gegenüber dem Vorjahr belief sich der Zu-
wachs der verfügbaren Einkommen auf 9,0 v. H. Der 
relative Einkommenszuwachs war niedriger als im 
Jahre 1961 (10,3 v. H.), aber trotz einer verstärkten 
Belastung der Bruttoeinkommen mit Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträgen stärker als der Zu-
wachs des Bruttosozialprodukts in laufenden Preisen 
(8,5 v. H.). 

Übersicht 6 

Einkommen, Verbrauch und Ersparnis 
der privaten Haushalte 

in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1950, 1961 und 1962 

Rechnungsgrößen 

1950 1 ) 1961 

Mrd. DM 

1962 

Zu

-

wachs 
gegen

-

über 
1961 
in 

v. H. 

Bruttolöhne und 
-gehälter 	 39,8 133,7 148,0 10,7 

- Steuern und Arbeit- 
nehmerbeiträge zur 
Sozialversicherung . 5,1 22,2 25,4 14,5 

= Nettolöhne und- 
gehälter 	 34,7 111,4 122,6 10,0 

+ Einkommens- 
übertragungen 	 (11,7) (37,4) (40,6) 8,8 

Sozialversicherung 	 23,6 25,9 9,5 

sonstige 	öffentliche 9,6 

Stellen 	 7,7 8,1 4,3 

Beamtenpension 
(netto) 	 2,1 6,0 6,6 9,8 

= Masseneinkommen 46,4 148,8 163,2 9,7 

+ Privatentnahmen 
der Selbständigen 2 ) 18,0 44,9 48,0 6,9 

- Verfügbares Ein- 
kommen der 
privaten 	Haushalte 64,5 193,7 211,2 9,0 

- Privater Verbrauch 62,5 176,3 192,2 9,0 

- Private Ersparnis 
ohne Vermögens- 
übertragungen 	 2,0 17,4 19,0 9,2 

Sparquote in v. H. 	 3,1 9,0 9,0 . 

1) ohne Saarland 

2) Einschließlich sonstiger Nettoeinkommen privater 
Haushalte, insbesondere Einkommen der Unselbstän-
digen aus Sach- und Geldvermögen, nach Abzug der 
laufenden Übertragungen der privaten Haushalte an 
das Ausland (netto), als Rest ermittelt. 

Die Anteile der einzelnen Einkommensarten am 
verfügbaren Einkommen entwickelten sich recht un-
terschiedlich. Am kräftigsten erhöhten sich - wie 
schon in den Vorjahren - die Nettolöhne und -ge-
hälter. Mit einem Zuwachs um 10,0 v. H. stiegen sie 
allerdings schwächer als im Vorjahr (11,8 v. H.). In 
etwa dem gleichen Ausmaß wuchsen die Einkom-
mensübertragungen durch die Sozialversicherung 
und die Beamtenpensionen, wogegen die Übertra-
gungen sonstiger öffentlicher Stellen mit 4,3 v. H. 
weniger stark zunahmen. Mit 163,2 Milliarden DM 
war das Masseneinkommen um 9,7 v. H. größer als 
im Vorjahr. Die Privatentnahmen der Selbständigen 
gingen demgegenüber mit 48,0 Milliarden DM nur 
um 6,9 v. H. über den Vorjahresumfang hinaus. 
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Aus dem verfügbaren Einkommen wurden von 
den privaten Haushalten im Jahre 1962 9,0 v. H. 
,gespart. Diese Sparquote wurde auch schon im vor-
aufgegangenen Jahr erzielt, in dem durch die Teil-
privatisierung des Volkswagenwerks in der Form 
der Ausgabe von Volksaktien die Spartätigkeit be-
sonders angeregt war. Mit einem Gesamtbetrag von 
19,0 Milliarden DM übertraf die Ersparnis im Be-
richtsjahr die des Jahres 1961 um 9,2 v. H.; der An-
teil der privaten Ersparnis an der gesamten laufen-
den Ersparnisbildung erhöhte sich damit erneut. Mit 
einem Anteil von 32,3 v. H. waren die privaten 
Haushalte fast zu einem Drittel an der laufenden 
Ersparnisbildung beteiligt (1961 hatte der Anteil 
29,6 v. H. betragen). 
Die nicht entnommenen Gewinne .der Unterneh-

men lagen mit 13,3 Milliarden DM abermals unter 
denen des Vorjahres (15,7 Milliarden DM), und 
zwar um 15,3 v. H., nachdem bereits im Jahre 1961 
gegenüber 1960 ein Rückgang um 14,7 v. H. ver-
zeichnet worden ist. Der Grund für diesen Rückgang 
ist vor allem darin zu suchen, daß sich sowohl die 
direkten Steuern der Unternehmen als auch die 
Privatentnahmen der Selbständigen und die Ge-
winnausschüttungen der Kapitalgesellschaften stär-
ker erhöhten als die - im Jahre 1952 wegen wach-
sender Umsätze noch leicht gestiegenen - Brutto-
gewinne. Der Anteil der nicht entnommenen Ge-
winne an  der gesamten laufenden Ersparnisbildung 
sank damit erneut, und zwar auf nur noch 22,6 v. H. 
im Vergleich zu 26,7 v. H. im Jahre 1961 und 33,3 
v. H. im Jahre 1960; dieser Anteilssatz der nicht ent-
nommenen Gewinne ist der niedrigste seit 1950. 

Die Überschüsse der laufenden Rechnung der 
öffentlichen Haushalte erhöhten sich im Jahre 1962 
erneut und erreichten den Betrag von 27,8 Milliar-
den DM. Gegenüber 1961 bedeutet das eine Steige-

rung um 3,7 v. H. und eine Erhöhung ihres Anteils 
an der gesamten Ersparnisbildung von 45,6 v. H. im 
Jahre 1961 auf 47,2 v. H. im Berichtsjahr. In diesen 
Überschüssen sind die Rechnungsüberschüsse der 
Sozialversicherungsträger mit 3,7 Milliarden DM 
enthalten. Die laufenden Rechnungsüberschüsse die-
ser Sozialversicherungsträger (einschließlich der Zu-
satzversicherungen) erhöhten sich gegenüber dem 
Vorjahr um 13,2 v. H.; ihr Anteil an der gesamten 
Ersparnisbildung war mit 6,2 v. H. (gegenüber 5,7 
v.  H.  im Jahre 1961) relativ unbedeutend. 

e) Außenhandel 

Die Zahlungsbilanz der Bundesrepublik Deutsch-
land einschließlich West-Berlin 1 schloß im Berichts-
jahr mit einem Defizit der Leistungs- und Kapital-
bilanz von 1,0 Milliarden DM ab. Dieses Defizit 
liegt zwar merklich unter dem des Jahres 1961 
(2,2 Milliarden DM), das zum Teil infolge einmaliger 
größerer Kapitaltransaktionen zustande kam. Da 
aber im Jahre 1962 diese besonderen Kapital-
bewegungen in größerem Umfange nicht mehr statt-
gefunden haben, läßt das erneut aufgetretene Defizit 
der Leistungs- und Kapitalbilanz sehr deutlich einen 
strukturellen Wandel erkennen. Zum ersten Mal 
nach zehn Jahren schloß im Berichtsjahr die Bilanz 
der laufenden Posten (Warenhandel, Dienstleistun-
gen und unentgeltliche Leistungen) mit einem Pas- 

*) Abweichungen gegenüber Abschnitt a ergeben sich 
daraus, daß das Statistische Bundesamt für das Be-
richtsjahr West-Berlin noch nicht in die Berechnung 
des Sozialprodukts einbezogen hat, während die 
Deutsche Bundesbank bei der Aufstellung der Zah-
lungsbilanz das gesamte Währungsgebiet erfaßt. 
Außerdem folgt sie der internationalen Gepflogenheit, 
den Warenwert grundsätzlich an der Grenze des 
exportierenden Landes zu messen (fob-Wert). 

Übersicht 7 

Ersparnis und Vermögensbildung in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1961 und 1962 

in Milliarden DM 

Laufende Ersparnis 
 

1961 1962  Vermögensbildung 1961 1962 

Sparen der privaten Haushalte 17,4 19,0 Bruttoanlageinvestitionen 	 77,6 85,5 

Nichtentnommene Gewinne der - Ersatzinvestitionen 	 26,9 30,3 
Unternehmer 	  15,7 13,3 - Nettoanlageinvestitionen ... 50,7 55,3 

Überschuß der laufenden Rech- + Vorratsinvestitionen 	 6,0 5,3 
nung der öffentlichen Haus- 
halte 	  26,8 27,8 - Nettoinvestitionen 	 56,7 60,6 

a) Gebietskörperschaften 	 (23,6) (24,2) ± Nettozuwachs der Forderun- 
gen bzw. Verpflichtungen 

b) Sozialversicherung 	 (3,2) (3,7) gegenüber dem Ausland, 
Saldo der Vermögensüber- Berlin und dem Währungs- 
tragung an das Ausland und gebiet der DM/Ost 	 +0,7 -1,6 
Berlin 	  -2,6 -1,2 

Ersparnis 	  57,4 58,9 Vermögensbildung 	 57,4 58,9 

Quelle:  Deutsche Bundesbank (vorläufige Ergebnisse) 
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Übersicht 8 
Zahlungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland 1962 

(einschließlich West-Berlin) 
in Millionen DM 

AKTIVA 	 PASSIVA 

Warenhandelsbilanz 

Ausfuhr (fob) 	  53 002 	Einfuhr (fob) 	  46 171 

Transitverkäufe 	  2 580 	Transitkäufe 	  2 524 

Saldo 	  6 869 

Dienstleistungsbilanz 

Einnahmen 	  13 140 	Ausgaben 	  17 809 

Saldo 4 669 

Bilanz der unentgeltlichen Leistungen 

Private fremde Leistungen 	 67 	Private eigene Leistungen 	 20 

Öffentliche fremde Leistungen 	... 29 	Öffentliche eigene Leistungen 	 3 222 

Saldo 3 746 

Saldo der laufenden Posten 1 546 

Bilanz der langfristigen Kapitalleistungen 

Zunahme fremder privater Kapital- Zunahme eigener privater Kapital- 
anlagen im Inland 	  5 330 	anlagen im Ausland 	 2 753 

Abnahme eigener privater Kapital- Zunahme eigener öffentlicher Kapi- 
anlagen im Ausland 	 1 413 	talanlagen im Ausland 	 1 228 

Abnahme eigener öffentlicher Ka- Abnahme fremder privater Kapi- 
pitalanlagen im Ausland 	 339 	talanlagen im Inland 	 2 846 

Abnahme fremder öffentlicher Ka- 
pitalanlagen im Inland 	 90 

Saldo 165 

Bilanz der kurzfristigen Kapitalleistungen 

Nettozunahme fremder privater Nettozunahme eigener privater 
Kapitalanlagen im Inland 	 296 	Kapitalanlagen im Ausland 	 24 

Nettozunahme öffentlichen Trans- 
aktionen 	  157 

Saldo 429 

(Saldo der Kapitalbilanz 594  

(Saldo der Leistungs- und Kapitalbilanz 952) 

Devisenbilanz 

Abnahme der Forderungen 	 595 	Zunahme des Goldbestandes 	 62 

Zunahme der Verpflichtungen 	... 19 

Saldo 552 

Nicht erfaßte Posten und statistische Fehler 

Saldo 400 

Quelle:  Deutsche Bundesbank 
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sivsaldo in Höhe von 1,5 Milliarden DM ab, nach-
dem noch im Vorjahr ein Überschuß von 3,0 Milliar-
den DM erzielt wurde und in den Jahren 1956 bis 
1960 Überschüsse von 4 bis 6 Milliarden DM zu ver-
zeichnen waren. Diese Umkehrung wurde durch ein 
überproportionales Steigen der Wareneinfuhr und 
der Ausgaben für Dienstleistungen hervorgerufen, 
dessen Ursachen nur zum Teil in der Aufwertung 
der Deutschen Mark liegen; entscheidend wirkten 
sich die im Berichtsjahr aufgetretenen Preis- und 
Kostensteigerungen im Inland aus, die den Export 
hemmten und den Import förderten. Ebenso trug 
das Wachstum der  verfügbaren Einkommen im In-
land zur Passivierung der Dienstleistungsbilanz bei. 

Die Warenhandelsbilanz weist einen mengen- und 
wertmäßigen Anstieg sowohl der Einfuhren als 
auch der Ausfuhren aus. Während aber die Aus-
fuhren (fob) um 4,2 v. H. stiegen, wuchsen die  Ein-
fuhren (fob) um 12,0 v. H.; im Zuge dieser Entwick-
lung hat sich der Aktivsaldo des Warenhandels von 
9,8 Milliarden DM im Jahre 1961 auf 6,9 Milliarden 
DM im Jahre 1962 so stark verringert, daß er nicht 
mehr die Passivsalden der Dienstleistungsbilanz und 

 der Bilanz der unentgeltlichen Leistungen, die 4,7 
und 3,7 Milliarden DM erreichten, decken konnte. 
Die verstärkte Passivierung der Dienstleistungs-
bilanz ergab sich vor allem aus den stark gestiege-
nen Ausgaben im Reiseverkehr, erhöhten Über-
weisungen von Arbeitsentgelten der ausländischen 
Arbeitskräfte sowie Renten und Pensionen ins Aus-
land. 

Die Kapitalbilanz, die im Vorjahr einen Passiv-
saldo von 5,2 Milliarden DM zeigte - der aller-
dings  fast ausschließlich auf Sondertransaktionen 
(vorzeitige Rückzahlung von öffentlichen Auslands-
schulden und Kreditgewährungen an die Weltbank 
und an den Internationalen Währungsfonds) zurück-
zuführen ist — schließt im Berichtsjahr mit einem 
Aktivsaldo von 0,6 Milliarden DM ab. Da sich auch 
dieser Saldo fast vollständig aus Kapitalsonderbe-
wegungen (Rückfluß von Mitteln aus dem Inter-
nationalen Währungsfonds) ergibt, war die Bilanz 
des laufenden Kapitalverkehrs im großen und gan-
zen ausgeglichen. 

Dem Passivsaldo der Leistungs- und Kapitalbilanz 
von rund 1 Milliarde DM steht ein Defizit der 
Devisenbilanz von 0,6 Milliarden DM gegenüber, 
ergänzt durch 0,4 Milliarden DM nicht erfaßte Posten 
und statistische Fehler. Der Goldbestand nahm im 
Berichtsjahr geringfügig zu, während sich die  ge-
samten zentralen Währungsreserven um 0,6 Milliar-
den DM verringerten. 

3. Produktivität 

Die gesamtwirtschaftliche Produktivität, gemessen 
als die jährliche Veränderung des Bruttoinlandspro-
dukts in Preisen von 1954 je Erwerbstätigen, ist im 
Jahre 1962 um 2,9 v. H. gestiegen. In den beiden 
vorangegangenen Jahren hatte der Produktivitäts-
zuwachs noch 6,6 v. H. bzw. 4,0 v. H. betragen. Auch 
der Produktivitätszuwachs je Erwerbstätigenstunde 
ist mit 4,8 v. H. gegenüber 5,3 v. H. im Jahre 1961 
geringer geworden. Die Verringerung der Arbeits

-

zeit verminderte gleichzeitig den Auslastungsgrad 
der Kapazitäten, die auch 1962 nicht unerheblich ver-
größert worden sind. In manchen Bereichen kam hin-
zu, daß infolge einer schwächeren Nachfrage eine 
volle Ausnutzung der teilweise über die Absatzmög-
lichkeiten hinaus vergrößerten Produktionskapazi-
täten nicht möglich war. 

In der Industrie hat sich das Produktionsergebnis 
je Beschäftigten im Berichtsjahr mit 4,0 v. H. stärker 
erhöht als im Vorjahr (2,8 v. H.). Erstmals wieder 
nach zwei Jahren hat sich im Jahre 1962 die indu-
strielle Produktivität auch stärker erhöht als das ge-
samtwirtschaftliche Produktionsergebnis je Beschäf-
tigten. Da die Zahl der in der Industrie geleisteten 
Arbeiterstunden im Jahre 1962 zurückgegangen ist, 
stieg die industrielle Produktivität je Arbeiterstunde 
stärker als die Produktivität je Beschäftigten. Mit 
einem Zuwachs von 7,3 v. H. lag die industrielle 
Produktivität je Arbeiterstunde zwar über der Zu-
wachsrate des Vorjahres (4,9 v. H.), aber unter den 
Steigerungen der zwei davorliegenden Jahre. 

Gegenüber dem Vergleichsjahr 1950 ist die ge-
samtwirtschaftliche Produktivität um 80 v. H. gestie-
gen. 

Übersicht 9 

Veränderungen der Produktivität 
in der Bundesrepublik Deutschland 

in den Jahren 1950 bis 1962 

Jahr 

Gesamtwirt-
schaftliche 

Produktivität 
Jährliche Ver

- änderung des 
Bruttoinlands- 

Industrielle 2)  
Produktivität 

Jährliche Veränderung 

 

produktes in 
Preisen von 1954 
je Erwerbstäti

-

gen in v. H. 

je Be

-

schäftigten 
in v. H. 

je Arbeiter

-

stunde 
in v. H. 

1951 +7,7 +7,9 +8,2 

1952 +6,2 +3,0 +3,8 

1953 +5,0 +5,9 +6,1 

1954 +5,0 +6,2 +5,7 

1955 +7,5 +5,9 +6,2 

1956 +4,0 +1,4 +4,0 

1 .957 +3,0 +2,1 +7,5 

1958 +2,2 +2,7 +5,4 

1959 +5,5 +6,8 +8,4 

1960 +6,6 +6,4 +7,9 

1961 1) +4,0 +2,8 +4,9 

1962 1) +2,9 +4,0 +7,3 

1) einschließlich Saarland 

2) ohne Bauhauptgewerbe und Energieversorgungsbe-
triebe 

Quelle : Statistisches Bundesamt (1961 und 1962 vor-
läufige Ergebnisse) 
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4. Volkseinkommen je Erwerbstätigen 
Das Volkseinkommen - die Summe aller Lei-

stungseinkommen - setzte im Berichtsjahr sein 
Wachstum mit einer Zunahme um 8,1 v. H. fort und 
erreichte den Wert von 260,2 Milliarden DM. Infolge 
sehr hoher Abschreibungen (Zunahme gegenüber 
1961: 12,3 v. H.), die aus den kräftigen Investitionen 
der Vorjahre resultierten, blieb das Wachstum des 
Volkseinkommens hinter der Zuwachsrate des 
Bruttosozialprodukts (8,5 v. H.) zurück. Diese Ent-
wicklung entsprach - wenngleich mit abgeschwäch-
ten Veränderungsraten - den Verhältnissen im 
Jahre 1961, in dem das Volkseinkommen ebenfalls 
etwas weniger stark zunahm als das Bruttosozial-
produkt. Mit einem Indexwert von 349 (1950 = 100) 
hat das Volkseinkommen im Berichtsjahr den drei-
einhalbfachen Wert des Vergleichsjahres erreicht. 

Da sich die Zahl der Erwerbstätigen im Jahre 1962 
erneut vergrößerte, war der Zuwachs des Volksein-
kommens je Erwerbstätigen - wie in allen Jahren 
seit 1950 - geringer als die gesamte Zunahme des 
Nettosozialprodukts zu Faktorkosten. Die Zuwachs-
rate von 6,8 v. H. lag zwar unter den Wachstums-
raten der beiden voraufgegangenen Jahre, entsprach 
aber dem durchschnittlichen Wachstum der meisten 
Vorjahre. Der absolute Wert des Volkseinkommens 
je Erwerbstätigen lag mit 9990 DM fast bei 10 000 DM 
und um 168 v. H. über dem Betrag des Vergleichs-
jahres 1950. 

5. Zusammenfassung 
Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Anpassung 

der Bestandsrenten in den gesetzlichen Rentenver-
sicherungen an die Veränderung der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage mit den gesamtwirtschaft-
lichen Gegebenheiten vereinbar ist, soll nach dem 
Wortlaut der Rentenversicherungsgesetze der Ent-
wicklung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
und der Produktivität sowie den Veränderungen 
des Volkseinkommens je Erwerbstätigen Rechnung 
getragen werden. Ferner soll nach dem Wortlaut 
des Unfallversicherungsgesetzes bei einer Anpas-
sung der Geldleistungen in der gesetzlichen Unfall-
versicherung die Veränderung der durchschnittlichen 
Bruttolohn- und -gehaltsumme berücksichtigt wer-
den. 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage des Jahres 
1963 liegt um 8,2 v. H. über der des Jahres 1962. Die 
durchschnittliche Bruttolohn- und -gehaltssumme des 
Jahres 1962 lag um 8,7 v. H. über der des Jahres 
1961. Zum Vergleich liegen folgende, in diesem Teil 
des Sozialberichts erläuterte Zahlen vor: 

1. Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, wie sie in der 
Zunahme des Sozialprodukts 1962 zum Ausdruck 
kommt, 

a) nominelle Zunahme 	 8,5 v. H. 

b) reale Zunahme 	 4,1 v. H. 

2. Gesamtwirtschaftliche Produktivität 	2,9 v. H. 

3. Volkseinkommen je Erwerbstätigen 	6,8 v. H. 

	Übersicht 10 

Volkseinkommen 
und Volkseinkommen je Erwerbstätigen 

in der Bundesrepublik Deutschland 
in den Jahren 1950 bis 1962 

Volkseinkommen 
(Nettosozialprodukt zu Faktorkosten) 

insgesamt je Erwerbstätigen 

Jahr 

Mrd. 
DM 

Zu

-

wachs 
gegen

-

über 
Vor

-

jahr 
in v. H. 

1950 
= 100 DM 

Zu

-

wachs 
gegen

-

über 
Vor-
jahr 

in v. H. 

1950 
= 100 

1950 74,5 . 100 3 726 . 100 

1951 90,5 +21,2 121 4 401 +18,1 118 

1952 102,8 + 13,9 138 4 917 +11,7 132 

1953 110,6 + 7,6 148 5 163 + 5,0 139 

1954 119,7 + 8,2 161 5 442 + 5,4 146 

1955 137,5 + 14,9 185 6 024 +10,7 162 

1956 152,1 +10,6 204 6 489 + 7,7 174 

1957 165,8 + 9,0 222 6 915 + 6,6 186 

1958 177,5 + 7,1 238 7 341 + 6,2 197 

1959 191,8 + 8,0 257 7 838 + 6,8 210 

1960 215,7 +12,5 289 8 653 +10,4 232 

1960') 219,4 . 294 8 660 . 232 

1961') 240,8 + 9,7 323 9 355 + 8,0 251 

19621) 260,2 + 8,1 349 9 990 + 6,8 268 

1) einschließlich Saarland 

Quelle:  Statistisches Bundesamt (1961 und 1962 vor-
läufige Ergebnisse) 
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II. Ausblick auf 1963 und 1964 

Das Wirtschaftswachstum in der Bundesrepublik 
wird auch im Jahre 1963 anhalten. Mit einer weite-
ren leichten Verlangsamung des Expansionstempos 
muß jedoch gerechnet werden. Nachdem die wirt-
schaftliche Lage zunächst keinen nennenswerten 
Wandel gegenüber dem Bild zeigte, das die Durch-
schnittsdaten des Jahres 1962 boten, lassen sich in-
zwischen die Auswirkungen des bei früheren Vor-
ausbetrachtungen in seiner außergewöhnlichen Härte 
nicht in Rechnung gestellten Winters besser über-
sehen. Die in den letzten Monaten zu beobachtende 
konjunkturelle Belebung berechtigt zu der Annahme, 
daß die Produktionsausfälle der Wintermonate — 
auf das ganze Jahr 1963 bezogen — weitgehend aus-
geglichen werden können. Die reale Steigerung des 
Sozialprodukts kann für dieses Jahr auf rund 3 v. H. 
geschätzt werden, verglichen mit rund 4 v. H. im 
Jahre 1962. Obwohl sich in den letzten Monaten 
eine Beruhigung in der allgemeinen Preisentwick-
lung zeigte, hat sich das Preisniveau — vor allem 
als Folge starker witterungsbedingter Verteuerun-
gen und des anhaltenden Marktungleichgewichts in 
der Bauwirtschaft — gegenüber 1962 leicht erhöht. 
Die Steigerung des Sozialprodukts in jeweiligen 
Preisen ist auf etwa 6 v. H. zu veranschlagen, nach 
rund 8,5 v. H. im Vorjahr. 

Die Möglichkeiten des wirtschaftlichen Wachstums 
werden weiterhin stark von der Entwicklung am 
Arbeitsmarkt bestimmt. Wegen des strukturellen 
Wandels in der Entwicklung der Erwerbsbevölke-
rung, der in cien kommenden Jahren nur noch einen 
Zuwachs der Erwerbsbevölkerung von höchstens 
einem Fünftel der Zuwachsraten im vergangenen 
Jahrzehnt erwarten läßt und der im Jahre 1963 
deutlich in Erscheinung tritt, wird die Zahl der Er-
werbstätigen in diesem Jahr um weniger als 1 /2 v. H. 
wachsen. Erneute Arbeitszeitverkürzungen — wenn-
gleich mit verlangsamtem Tempo — vermindern das 
Arbeitsvolumen und wirken wachstumshemmend. 
Dieser Entwicklung stehen verstärkte Rationalisie-
rungsbestrebungen der Unternehmer gegenüber, die 
auch unter dem Zwang zur Kostensenkung sicherlich 
anhalten. Der gesamtwirtschaftliche Produktivitäts-
fortschritt (realer Inlandsproduktszuwachs je Er-
werbstätigen) dürfte demnach leicht zurückgehen 
und für 1963 etwa 2 1/2 bis 3 v. H. betragen. 

Die Expansion der nominalen Gesamtnachfrage 
verlangsamt sich deutlicher als die des Angebots, so 
daß die Wiederherstellung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichts näherrückt. Der private Ver-
brauch beteiligt sich infolge einer Verringerung des 

Lohnbooms und einer erhöhten Sparneigung an der 
Ausweitung der Nachfrage mit einer leicht unter 
der nominalen Gesamtentwicklung liegenden Steige-
rung, während der Staatsverbrauch weit überdurch-
schnittlich wächst. Diese Expansion ist zum Teil die 
Folge eines erneut sehr kräftigen Ansteigens der 
Verteidigungsausgaben, daneben aber auch Ergebnis 
weiterer Lohn- und Gehaltsaufbesserungen im öffent-
lichen Dienst. Demgegenüber schwächte sich die 
Nachfrage nach Investitionen merklich ab. Dies gilt 
insbesondere für Ausrüstungen, während die Zu-
nahme der Bauinvestitionen noch sehr hoch bleibt. 
Immerhin zeigen die von der Bundesregierung zur 
Bekämpfung der Übernachfrage am Baumarkt ge-
troffenen Maßnahmen bereits ihre Wirkungen. Die 
erneute und seit einiger Zeit recht ausgeprägte Ex-
pansion der Auslandsnachfrage wirkt zusammen mit 
dem Wegfall einiger Sonderursachen für die hohen 
Einfuhren des Vorjahres einem weiteren Rückgang 
des Exportüberschusses entgegen. Ursache der kräf-
tigen Belebung des Exports dürften sowohl eine er-
höhte und teilweise mit erheblichen inflatorischen 
Tendenzen verbundene Dynamik der Weltkonjunk-
tur als auch verstärkte Ausfuhranstrengungen der 
Industrie sein. 

Der allgemeine Preisanstieg flacht sich zwar ab, 
kommt aber nicht voll zum Stillstand. Wenngleich 
auch berücksichtigt werden muß, daß der Anpas-
sungsprozeß an dem auf lange Sicht geringer ge-
wordenen Wachstumsspielraum eine bestimmte Zeit 
in Anspruch nimmt, so bleibt es angesichts der 
veränderten Wachstumsbedingungen die wichtigste 
wirtschaftspolitische Aufgabe, die Ansprüche an das 
Sozialprodukt auf das Maß zurückzuführen, das eine 
Preisstabilität erwarten läßt. 

Die Aussichten für den weiteren Wirtschaftsablauf 
bleiben im ganzen durchaus günstig. Nach wie vor 
sind beachtliche Auftriebskräfte im Inland wirksam, 
und die Wirtschaft der Bundesrepublik ist in eine 
insgesamt aufwärtsgerichtete Weltkonjunktur ein-
gebettet. Für das Jahr 1964 ist mit einer Fortsetzung 
der Expansion zu rechnen. 

Unter den Voraussetzungen, daß die Witterungs-
bedingungen normal sind und in den gegenwärtig 
überschaubaren Entwicklungslinien kein Umbruch 
eintritt, dürfte sich das reale Wachstum wieder 
etwas beschleunigen. Aufgabe der Wirtschaftspolitik 
bleibt es, den vorhandenen Entspannungstendenzen 
bis zur Wiederherstellung des in den letzten Jahren 
verlorengegangenen Gleichgewichts nicht entgegen-
zuwirken. 
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B. Die Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherungen  

1. Anzahl der laufenden Renten  

Die Entwicklung der Anzahl der laufenden Renten 
in den gesetzlichen Rentenversicherungen von Ja-
nuar 1957 an ist in der Ubersicht 11 dargestellt. 

In der ArV und der AnV sind die Bestände der 
bei der Rentenversicherungs-Neuregelung neu ein-
geführten Rentenarten, nämlich der Berufsunfähig-
keitsrenten und der vorgezogenen Altersruhegel-
der, noch immer im Steigen begriffen, zum Teil auf 
Kosten der Erwerbsunfähigkeitsrenten. Auch die 
Bestände an Altersruhegeldern und an Witwen-
renten haben weiter zugenommen, die Bestände an 
Waisenrenten weiter abgenommen. 

Im Verhältnis der ArV zur AnV hat der Über-
gang der Handwerkerversicherung von der Any 
auf die ArV (§ 1 des Handwerkerversicherungsge-
setze,s — HwVG — vom 8. September 1960) noch 
keine nennenswerte Verschiebung der Rentenzahlen 
bewirken können. Zwar werden ab 1. Januar 1962 
die Renten nach solchen Versicherten, die ihren letz-
ten Rentenversicherungsbeitrag als Handwerker 
entrichtet haben, im allgemeinen nicht mehr von der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, son-
dern von einem Träger der ArV festgestellt. Alle 
Renten aber,  die  die Bundesversicherungsanstalt bis 
zum 31. Dezember 1961 nach Versicherten, die we-
nigstens einen Beitrag als Handwerker entrichtet 
haben, festgestellt hat oder nach diesem Termin 
nach § 10 Abs. 2 HwVG noch festgestellt hat oder 
noch feststellen wird, werden auch weiterhin von 
ihr gewährt. Allerdings werden ihr die Ausgaben 
für diese Renten  ab  1. Januar 1962 von den Trägern 
der ArV nach § 10 Abs. 3 HwVG erstattet. Es han-
delte sich 

im Januar 1962 um rund 

137 000 Versichertenrenten 

63 000 Witwenrenten 

10 000 Waisenrenten, 

im Januar 1963 um rund 

140 000 Versichertenrenten 

70 000 Witwenrenten 

10 000 Waisenrenten. 

In der KnRV nehmen die Bestände an Versicher-
tenrenten und an Witwenrenten seit 1960 wieder zu, 
nachdem sie vorher infolge der neuen Zuständig-
keitsregelung in § 102 RKG abgenommen hatten. 

2. Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten  

Die Entwicklung der Durchschnittsrenten in der 
ArV, der AnV und der KnRV ist in der Ubersicht 12 
für dieselben Monate wiedergegeben wie die Ent-
wicklung der Anzahl der laufenden Renten in der 
Übersicht 11. 

Der Zuwachs der Durchschnittsrenten von 1957 bis 
1963 zeigt die Rentenerhöhungen durch die Renten-
reform und durch die ersten vier Rentenanpassungs-
gesetze an. Bei der KnRV ist allerdings zu beachten, 
daß die Umstellung der laufenden Renten vom alten 
Recht auf ,das neue Recht nicht wie in der ArV und 
AnV im wesentlichen schon Mitte 1957 vollendet 
war, sondern erst im Laufe des Jahres 1959 abge-
schlossen werden konnte. 

Die Rentenerhöhung nach dem Fünften Renten-
anpassungsgesetz läßt sich aus der Erhöhung der 
Durchschnittsrenten von Januar 1963 bis April 1963 
ersehen: 

Durchschnittsrenten 
in DM/Monat 

Ver

-

sicherten

-

renten 

Witwen

-

renten  

Waisen

-

renten 

ArV  

Januar 1963 	 174,50 131,50 63,80 

April 1963 	 184,50 139,80 67,50 

AnV  

Januar 1963 	 287,70 187,40 70,00 

April 1963 	 304,80 199,10 74,20 

KnRV 

Januar 1963 	 377,40 233,20 71,10 

April 1963 	 395,60 245,40 74,70 

3. Anzahl der Rentenanträge  

Die Anzahl der unerledigten Rentenanträge hat 
im Jahre 1962 im allgemeinen ein Richtungsstreben 
nach fallenden Zahlen hin gezeigt (Übersicht 13). 
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Übersicht 11 

Anzahl der laufenden Renten 

(Bundesgebiet einschließlich Berlin) 
in 1000 

Januar 
1957 

Januar 
1958 

Januar 
1959 

Januar 
noch ohne 
Renten 

im 
Saarland  

1960 
mit 

Renten 
im Saar

-

land *) 

Januar 
1961 

Januar 
1962 

Januar 
1963 

Rentenversicherung der Arbeiter 

Versichertenrenten 

Berufsunfähigkeitsrenten 	 19 114 199 202 265 319 359 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 	 937 930 888 900 859 821 796 

Altersruhegelder, 65 Jahre 	 1 669 1 786 1 880 1 893 1 942 2 001 2 059 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Arbeitslose 	  1 7 12 12 17 22 26 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Frauen 	  6 22 37 37 52 70 91 

insgesamt 	 2 593 2 632 2 859 3 016 3 044 3 135 3 233 3 331 

Witwenrenten 

für Witwen unter 45 Jahren usw 	 1 3 5 5 6 7 9 

für die übrigen Witwen 	 1 620 1 713 1 768 1 790 1 829 1 868 1 905 

insgesamt 	 1 573 1 621 1 716 1 773 1 795 1 835 1 875 1 914 

Waisenrenten 

für Halbwaisen 	  645 559 471 477 411 352 303 

für Vollwaisen 	  15 21 20 20 18 15 13 

insgesamt 	 739 660 580 491 497 429 367 316 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Versichertenrenten 

Berufsunfähigkeitsrenten 	 5 31 52 53 63 73 83 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 	 273 245 234 238 228 215 206 

Altersruhegelder, 65 Jahre 	 532 610 650 655 680 706 736 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Arbeitslose 	  1 4 8 8 10 13 15 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Frauen 	  1 9 17 17 26 37 51 

insgesamt 	 783 812 899 961 971 1 007 1 044 1 091 

Witwenrenten 

für Witwen unter 45 Jahren usw 	 1 2 2 2 2 3 4 

für ,die übrigen Witwen 	 578 620 652 659 681 704 733 

insgesamt 	  558 579 622  654 661 683 707 737 

a) Die Altersruhegelder nach Artikel 2 § 15 des saarländischen Gesetzes Nr. 591 vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt S. 779) 
und nach Artikel 2 § 17 des saarländischen Gesetzes Nr. 590 vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt S. 789) sind bei den 
„Altersruhegeldern, 60 Jahre, an Arbeitslose" nachgewiesen. 
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noch Übersicht 11 

Januar 
1957 

Januar 
1958 

Januar 
1959 

Januar 
noch ohne 
Renten  

im 
Saarland 

1960 
mit 

Renten 
im Saar

-

land 

Januar 
1961 

Januar 
1962 

Januar 
1963 

Waisenrenten 

für Halbwaisen 	  237 228 208 210 189 168 150 

für Vollwaisen 	  5 8 8 8 7 7 6 

insgesamt 	 233 242 236 216 218 196 175 156 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

Versichertenrenten 

Knappschaftsrenten alten Rechts 	 95 95 67 1 9 0 — — 

Bergmannsrenten 

verminderte bergmännische 
Berufsfähigkeit 	 0 22 74 75 68 56 49 

50 Jahre 	  1 9 25 25 33 32 31 

Knappschaftsvollrenten alten Rechts 247 189 25 1 3 0 — — 

Knappschaftsrenten neuen Rechts 

Berufsunfähigkeit 	 0 2 8 8 18 26 31 

Erwerbsunfähigkeit 	 7 61 80 92 94 91 86 

Knappschaftsruhegelder 

65 Jahre 	  41 124 131 145 154 157 162 

60 Jahre, Aufgabe der Beschäfti- 
gung im knappschaftlichen 
Betrieb 0 4 12 12 19 25 32 

60 Jahre, an Arbeitslose 	 0 0 0 0 1 3 5 

60 Jahre, an Frauen 	 0 0 0 0 0 1 1 

Knappschaftssolde 	 32 32 23 10 14 7 6 5 

insgesamt 	 374 365 337 342 383 394 397 402 

Witwenrenten 

Witwenrenten alten Rechts 	 15 12 4 0 0 — — — 

einfache Witwenrenten 
neuen Rechts 	  0 1 2 2 2 2 2 

Witwenvollrenten alten Rechts 	 215 210 33 1 6 0 — — 

erhöhte Witwenrenten neuen Rechts 3 176 217 235 252 258 266 

insgesamt 	 230 225 214 220 243 254 260 268 

Waisenrenten 

Waisenrenten alten Rechts 	 65 57 20 1 2 0 — — 

Waisenrenten neuen Rechts 
an Halbwaisen 	  0 25 39 42 41 38 36 

Waisenrenten neuen Rechts 
an Vollwaisen 	  0 1 1 2 2 2 2 

insgesamt 	 65 57 46 41 46 43 40  38 
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Übersicht 12 

Durchschnittliche Höhe der laufenden Renten 
(Bundesgebiet einschließlich Berlin) 

in DM/Monat 

Januar 
1957 

Januar 
1958 

Januar 
1959 

Januar 
1960*) 

Januar 
1961 

Januar 
1962 

Januar 
1963 

Rentenversicherung der Arbeiter 
 

Versichertenrenten 

Berufsunfähigkeitsrenten 	 111,00 104,30 106,40 108,70 110,60 111,90 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 	 117,00 119,40 128,30 136,50 143,60 150,30 

Altersruhegelder, 65 Jahre 	 159,40 160,20 168,20 177,00 186,10 195,00 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Arbeitslose 	 158,00 176,60 190,70 210,00 227,40 243,80 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Frauen 	  120,30  124,40 129,60 135,10 141,20 146,20 

insgesamt 	 90,40 144,00 144,50 152,00 159,60 167,20 	174,50 

Witwenrenten 	  56,00 100,30 103,50 110,30 117,30 124,50 	131,50 

Waisenrenten i  

für Halbwaisen 	 50,10 50,30 53,70 56,80 59,90 	62,80 

für Vollwaisen 	 71,70 70,90 75,60 

54,50 

79,80 83,20 	86,10 

insgesamt . 	  31,80 50,60 51,00 57,80 60,80 63,80 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Versichertenrenten 

Berufsunfähigkeitsrenten 	 157,40 144,10 144,00 143,30 144,40 144,60 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 	 170,40 172,60 184,30 195,00 204,90 213,40 

Altersruhegelder, 65 Jahre 	 259,20 259,60 273,90 289,80 306,30 323,20 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Arbeitslose 	 244,20 258,30 274,70 299,50 328,30 353,90 

Altersruhegelder, 60 Jahre, 
an Frauen 	  204,50 235,30 249,10 262,90 278,20 289,60 

insgesamt 	 137,90 228,60 231,60 244,50 258,60  273,40 287,70 

Witwenrenten 	  74,20 142,40 147,60 157,00 167,20 177,30 187,40 

Waisenrenten 

für Halbwaisen 	 54,30 54,90 58,70 62,10 65,50 69,00 

für Vollwaisen 	 73,80 73,60 77,70 82,70 87,80 93,20 

insgesamt 	  38,60 54,60 55,50 59,40 62,90 66,40 70,00 

*) ab hier: einschließlich der Renten im Saarland; vgl. die Anmerkung zu Übersicht 11 
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noch Übersicht 12 

Januar 
1957 

Januar 
1958 

Januar 
1959 

Januar 
1960 

Januar 
1961 

Januar 
1962 

Januar 
1963 

Knappschaftliche 
Rentenversicherung 1) 

Versichertenrenten 

Knappschaftsrenten alten Rechts 160,30 161,10 - - 

Bergmannsrenten 

verminderte bergmännische 
Berufsfähigkeit 141,10 150,70 145,40 138,50 136,80 

50 Jahre 	  
175,80 179,60 185,90 190,10 196,30 

Knappschaftsvollrenten 
19a00 193,60 - - 

alten Rechts 	  

Knappschaftsrenten neuen Rechts 

Berufsunfähigkeit 	

 

. 
284,40 293,50 313,80 337,50 353,90 

Erwerbsunfähigkeit 
319,50 334,50 352,20 372,80 387,90 

Knappschaftsruhegelder 

65 Jahre 	  
368,10 387,20 402,70 425,60 447,60 

60 Jahre, 
Aufgabe der Beschäftigung 
im knappschaftlichen Betrieb 464,10 475,60 496,40 529,10 548,20 

60 Jahre, an Arbeitslose 	  318,50 335,70 390,60 450,50 480,10 

60 Jahre, an Frauen 	 287,30 278,50 271,80 283,50 294,60 

Knappschaftssolde 58,90 59,40 57,30 57,10 

insgesamt mit Knappschaftssolden  176,00 197,20 264,20 298,70 349,20 373,60 

insgesamt ohne Knappschaftssolde 186,80 210,20 279,00 305,60 327,302) 353,50 377,40 

Witwenrenten 

Witwenrenten alten Rechts 	 61,50 61,50 - - - 

Witwenvollrenten alten Rechts 107,60 107,10 - - 

Witwenrenten neuen Rechts 	  191,10 199,50 210,30 221,11 233,20 

insgesamt 	 104,70 105,80 173,40 199,90 210,302 ) 221,11 233,20 

Waisenrenten 

Waisenrenten alten Rechts 	 38,40 38,10 - - 

Waisenrenten neuen Rechts 
an Halbwaisen 	 60,40 62,80 66,40 67,90 70,10 

Waisenrenten neuen Rechts 
an Vollwaisen 81,80 87,40 87,30 90,20 93,50 

insgesamt 	 38,40 38,30 51,00 63,10 67,302) 68,80 71,10 

1) Gesamtrenten, d. h. Summen aus dem Rentenanteil aus der KnRV und den zu Lasten der ArV und der AnV mit

-

ausgezahlten Rentenanteilen aus diesen Versicherungen; ab 1961 einschließlich der Renten im Saarland 
2) ohne Renten nach altem Recht 
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Übersicht 13 

Anzahl der Rentenanträge 

(Bundesgebiet einschließlich Berlin) 
in 1000 

Rentenversicherung Rentenversicherung Knappschaftliche 
der Arbeiter der Angestellten Rentenversicherung 

Unerledigte 
Anträge 
zu Beginn 

Ein

-

gegangene 
Anträge  

Erledigte 
Anträg e 

Unerledigte 
Anträge 
zu Beginn 

Ein

-

gegangene 
Anträge 

Erledigte 
Anträge 

Unerledigte 
Anträge 
zu Beginn I 

Ein

-

gegangene 
Anträge 

Erledigte 
Antrage 

1955 1. Vierteljahr 133 122 110 85 53 49 28 24 20 

2. Vierteljahr 145 126 122 89 53 53 32 23 20 

3. Vierteljahr 149 128 130 89 53 65 35 25 26 

4. Vierteljahr 147 300 158 77 51 65 34 29 24 

1956 1. Vierteljahr 289 252 246 63 55 43 39 38 30 

2. Vierteljahr 295 185 242 75 56 51 47 34 34 

3. Vierteljahr 238 163 204 80 53 57 47 28 36 

4. Vierteljahr 197 127 156 76 53 55 39 25 27 

1957 1. Vierteljahr 168 147 97 74 69 34 37 29 25 

2. Vierteljahr 218 193 101 109 73 59 41 25 16 

3. Vierteljahr 310 206 141 123 77 50 50 43 13 

4. Vierteljahr 375 202 184 150 69 59 80 33 14 

1958 1. Vierteljahr 393 219 206 160 75 64 99 30 20 

2. Vierteljahr 406 187 243 171 62 87 109 24 21 

3. Vierteljahr 350 181 233 146 55 82 112 24 23 

4. Vierteljahr 298 192 241 119 73 1 ) 80 113 24 21 

1959 1. Vierteljahr 249 200 206 112 59 71 116 23 15 

2. Vierteljahr 243 184 209 100 56 67 124 26 52 

3. Vierteljahr 218 176 203 89 55 62 98 26 50 

4. Vierteljahr 191 178 187 82 50 59 74 30 49 

1960 1. Vierteljahr 
ohne Saarland 182 73 55 
mit Saarland 185 201 191 75 56 51 61 36 33 

2. Vierteljahr 195 180 170 80 52 45 64 35 42 

3. Vierteljahr 205 181 184 87 51 47 57 35 35 

4. Vierteljahr 202 181 180 91 49 43 57 33 37 

1961 1. Vierteljahr 203 189 192 97 56 47 53 30 33 

2. Vierteljahr 200 180 183 106 49 42 50 26 27 

3. Vierteljahr 197 183 189 113 53 50 49 27 25 

4. Vierteljahr 191 180 182 116 50 53 54 2 ) 26 33 

1962 1. Vierteljahr 190 2) 192 183 113 53 56 47 29 28 

2. Vierteljahr 199 175 180 110 46 50 48 29 28 

3. Vierteljahr 194 179 193 106 44 54 49 26 28 

4. Vierteljahr 180 171 178 96 42 54 47 26 32 

1963 1. Vierteljahr 173 190 177 84 48 43 41 29 26 

2. Vierteljahr 186 89 44 

1) einschließlich 17 Tausend vorschußweise gewährter Renten, die bisher zu den erledigten Anträgen gezählt wurden, 
fortan aber zu den unerledigten Anträgen gezählt werden 

2) berichtigte Bestandszahl (Neuauszählung) 
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4. Einnahmen und Ausgaben 

Über die Einnahmen und Ausgaben in der ArV, 
der AnV und der KnRV in den Jahren 1960, 1961, 
1962 und 1963 unterrichtet die Übersicht 14. Die 
Angaben für 1960 und 1961 sind aus dem Sozial-
bericht 1962 übernommen, für 1962 aus den Ergeb-
nissen eines vorläufigen Bücherabschlusses der Ver-
sicherungsträger zusammengestellt und für 1963 auf 
Grund der bis Mitte August 1963 vorliegenden Nach-
weisungen über erste Teilabschnitte des laufenden 
Jahres vorausgeschätzt worden. 

Von den beiden bedeutendsten Einnahmeposten 
entwickeln sich die allgemeinen Bundeszuschüsse in 
der ArV und in der AnV parallel zur allgemeinen 
Bemessungsgrundlage (§ 1389 Abs. 2 RVO und § 116 
Abs. 2 AVG). Sie sind also grundsätzlich 

von 1960 auf 1961 

im Verhältnis 5325 : 5072, 

also um 4,99 v. H., 

von 1961 auf 1962 

im Verhältnis 5678 : 5325, 

also um 6,63 v. H., 

von 1962 auf 1963 

im Verhältnis 6142 : 5678, 

also um 8,17 v. H., 

gestiegen. Im Jahre 1960 beliefen sie sich auf 

3 283,6 Millionen DM in der ArV 

818,3 Millionen DM in der AnV 

(Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 Nr. 1 des Gesetzes 
über Bundeszuschüsse und Gemeinlast vom 28. März 
1960 — BGBl. I S. 199). Vom Jahre 1962 ab, zu dessen 
Beginn die Durchführung der Handwerkerversiche-
rung von der AnV auf die ArV überging, werden 
7,9 v. H. des Bundeszuschusses zur AnV auf die ArV 
übertragen (§ 12 des Handwerkerversicherungsgeset-
zes vom 8. September 1960 — BGBl. I S. 737). 

Der allgemeine Bundeszuschuß zur KnRV ergibt 
sich nach § 128 RKG in Verbindung mit § 131 RKG 
als 

1
/1,05 X (1,05 X Rentenausgaben zur Eigenlast der 

KnRV 

+ Ausgaben für sonstige Versicherungs-
leistungen 

+ Verwaltungs- und Verfahrenskosten 

— Beitragseinnahmen 

— Zinseinnahmen). 

Besonders bemerkenswert ist der starke Anstieg 
der Beitragseinnahmen. Die Beitragseinnahmen 
haben von 1960 auf 1961 in der ArV um 12,2 v. H., 
in der AnV um 14,1 v. H. und von 1961 auf 1962 in 
der ArV um 10,2 v. H., in der AnV um 13,7 v. H. 
zugenommen. In der KnRV allerdings sind die Bei-
tragseinnahmen von 1960 auf 1961 nur um 5,0 v. H. 
und von 1961 auf 1962 um 1,0 v. H. angestiegen. 

Beim Vergleich der Beitragseinnahmen 1961 und 
1962 muß man zu den Beitragseinnahmen 1961 der 
ArV die Jahres-Beitragseinnahme der HwV, 177 Mil-
lionen DM, hinzusetzen, von den Beitragseinnahmen 
1961 der AnV nur die Beitragseinnahmen zur reinen 
AnV (ohne die HwV), 5071 Millionen DM, berück-
sichtigen. Als Jahres-Beitragseinnahme der HwV ist 
dabei nicht einfach die 1961 tatsächlich gebuchte Bei-
tragseinnahme der HwV zu verwenden; denn 1961 
sind ausnahmsweise auch die im Januar 1962 ein-
gegangenen Erlöse aus dem Beitragsmarkenverkauf 
im Dezember 1961, 82 Millionen DM, gebucht wor-
den, die erst 1962 gebucht worden wären, wenn die 
Durchführung der HwV bei der AnV 'verblieben 
wäre. Das ist auch beim Vergleich der Beitragsein-
nahmen der AnV 1960 und 1961 zu beachten; von 
den für 1961 nachgewiesenen Beitragseinnahmen 
der AnV müssen für Zwecke des Vergleichs mit dem 
Vorjahr 82 Millionen DM abgezogen werden. 

Die Zunahme der Rentenausgaben ist im wesent-
lichen durch die Zunahme der Anzahl der Renten, 
durch die Zunahme der Durchschnittshöhe der Reri-
ten  infolge der Rentenanpassungen und durch die 
Mehrausgaben der Rentenversicherungsträger in-
folge des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neu-
regelungsgesetzes vom 25. Februar 1960 (BGBl. I 
S. 93) und der Verordnung über die Feststellung von 
Leistungen aus den gesetzlichen Rentenversicherun-
gen bei verlorenen, zerstörten, unbrauchbar gewor-
denen oder nicht erreichbaren Versicherungsunter-
lagen vom 3. März 1960 (BGBl. I S. 137) bedingt. 

Der Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen 
und den Ausgaben hat sich in der Gesamtheit der 
ArV und der AnV 

von rund 1,4 Milliarden DM im Jahre 1960 

auf rund 1,8 Milliarden DM im Jahre 1961 

und auf rund 2,0 Milliarden DM im Jahre 1962 
erhöht. 

In der KnRV ist als Unterschiedsbetrag zwischen 
den Einnahmen und den Ausgaben die gesetzlich 
vorgeschriebene Zuführung zur Rücklage in die Über-
sicht 14 eingetragen worden. Sie errechnet sich nach 
§ 131 RKG in Verbindung mit § 128 RKG als 

0,05
/1, 05 X (Beitragseinnahmen 

+ Zinseinnahmen 

— Ausgaben für sonstige Versicherungs

-

leistungen außer Rentenleistungen 

— Verwaltungs- und Verfahrenskosten). 

5. Vermögen 

Das Bar- und das Anlagevermögen der gesetz-
lichen Rentenversicherungen im Bundesgebiet ein-
schließlich Saarland und Berlin belief sich Ende 1962 

in der ArV auf 12 918 Millionen DM 

in der AnV auf 7 113 Millionen DM 

in der KnRV auf 784 Millionen DM. 

Aus dem Bar- und dem Anlagevermögen ergäbe 
sich das Reinvermögen, wenn man die im Berichts- 
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Übersicht 14 

Einnahmen und Ausgaben 
(Bundesgebiet einschließlich Berlin) 

in Millionen DM 

 

Rentenversicherung der Arbeiter 

1960  1961 1962  1963 

Aus dem 
Sozial

-

bericht 
1962 

Aus dem 
Sozial

-

bericht 
1962 

Vorläufige 
Jahres

-

rechnung 

Voraus

-

schätzung 

1  2  3  4  

Beiträge    8 908 9 994 11 206 11 940 
Bundeszuschüsse 
allgemeine 	  3 284 3 447 3 748 4 055 
zu den Sonderzuschüssen 	  195 179 172 155 
zur Bekämpfung der Tbc 	  26 23 29 32 
aus Rentenabrechnungen über frühere Jahre 	  11 __4) — — 
Erstattungen nach § 72 G 131 	  17 10 12 
Erstattungen von saarländischen Fürsorgeleistungen 	 

Erstattungen in der Wanderversicherung 
von der ArV 
für das Berichtsjahr 	  
für 1957/59 	  

von der AnV 	  49 49 49 49 
von der KnRV 
für das Berichtsjahr 	  34 41 48 53 
für 1957/59 	  32) 

Erstattungen für Handwerkerrenten von der ArV 	  

Zinsen 	  490 592 665 715 

Einnahmen insgesamt 	 13 000 14 342 15 927 17 011 

Renten3 ) 	  9 368 10 100 10 818 11 630 

Erstattungen in der Wanderversicherung 
an die ArV 

für das Berichtsjahr 	  
für 1957/59 	  

an die AnV 	  486 486 486 486 
an die KnRV 	  309 334 369 395 

Erstattungen für Handwerkerrenten an die AnV 	  471 483 

Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung und Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit und zusätzliche Leistungen 	 656 786 879 990 

Rentnerkrankenversicherung 	  929 1 066 1 262 1 370 

Beitragserstattungen 	  96 149 188 190 

Verwaltung 	  176 204 226 244 

Beitragsverfahren, Leistungsverfahren 	  106 114 123 129 

Ausgaben insgesamt 	 12 126 13 239 14 822 15 917 

Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen und den Ausgaben 874 1 103 1 105 1 094 
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Rentenversicherung der Angestellten Knappschaftliche Rentenversicherung 

1960 1961 1962 1963 1960 1961 1962  1963  

Aus dem 
Sozial

-

bericht 
1962 

Aus dem 
Sozial

-

bericht 
1962 

Vorläufige 
Jahres

-

rechnung 

Voraus

-

schätzung 

Aus dein 
Sozial

-

bericht 
1952 

Aus dem  

Sozial

-

bericht 
1962 

Vorläufige 
Jahres

-

rechnung  

Voraus

-

schätzung  

5 6 7 8 9 10 11  12  

4 598 5 330 5 766 6 250 1 025 1 076 1 087 1 100  

818 859 844 913 1 218 1 377 1 528 1 723  

65 60 45 40  

6 7 6 8  

13 44 ) — — 

48 0 22 32 1 1  

17 13 13 14  

486 486 486 486 309 334 369 395  

55 1 )  
72 75 79 88  

11 8 10 9  
2  

471 483  

252 326 358 405 27 26 26 27  

6 297 7 082 8 008 8 626 2 724 2 902 3 102 3 347  

4 913 5 395 5 967 6 430 2 393 2 542 2 712 2 910  

49 49 49 49 34 41 48 53  

32)  
11 10 10 9  

72 75 79 88  

182 209 222 245 43 45 47 71  

336 394 491 540 157 171 192 206  

71 104 147 168 2 2 2 3  

72 83 96 104 39 42 46 50  

42 46 50 53 7 6 6 7  

5 737 6 355 7 101 7 677 2 686 2 862 3 063 3 309  

560 727 907 949 38 40 39 38  

1) Die Zahlung ist von den 
Trägern der ArV im 
August und September 
1960 nachträglich noch für 
das Jahr 1959 gebucht wor-
den. Der Grund für die 
Zahlung war folgender: 
Im Jahre 1960 stellte es 
sich heraus, daß die ArV 
an die KnRV keinen An-
spruch auf die für 1958  
der KnRV zur Last gelegte 
Wanderversi cherungs-
Erstattungssumme von 17 

 Millionen DM und auf die 
für 1959 von der KnRV 
gezahlte Wanderversiche-
rungs-Erstattungssumme 
von 24 Millionen DM hat-
te, sondern daß umgekehrt 
die KnRV an die ArV für 
die Jahre 1957/59 einen  
Erstattungsanspruch von 
14 Millionen DM für die 
nach der neuen Zustän-
digkeitsregelung in § 102 
RKG auf die ArV über-
gegangenen, zunächst aber 
noch von der KnRV wei-
tergezahlten Renten hatte. 

2) Die Endabrechnung ergab,  
daß der in der vorigen  
Anmerkung genannte Er-
stattungsanspruch der  
KnRV an die ArV nicht 14  
Millionen DM, sondern  
nur 11 Millionen DM aus-
machte. Der Ausgleichs-
betrag von 3 Millionen  
DM ist von den Trägern  
der ArV für das Jahr 1960,  
von den Trägern der  
KnRV für das Jahr 1961  
gebucht worden.  

3) Einschließlich der zu La-
sten der anderen Renten-
versicherungen mitausge-
zahlten Rententeile aus  
diesen Versicherungen.  

4) Außerdem sind die rest-
lichen Forderungen der  
Träger der ArV und der  
AnV aus § 90 BVG durch  
Zuteilung von Schuldbuch-
forderungen abgedeckt  
worden (ArV: 1314,6 Mio 
DM, AnV: 785,4 Mio DM).  
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jahr bereits für das Folgejahr getätigten Ausgaben 
(„Vorschüsse") und die im Folgejahr noch für das 
Berichtsjahr anfallenden Einnahmen zuzählen und 
die im Berichtsjahr bereits für das Folgejahr emp-
fangenen Einnahmen („Verwahrungen") und die im 
Folgejahr noch für das Berichtsjahr anfallenden Aus-
gaben abziehen würde. Das Reinvermögen am Ende 
des Berichtsjahres kann nach den derzeitigen Er-
hebungsverfahren erst festgestellt werden, wenn 
statt der vorläufigen Einnahme- und Ausgaberech-
nung die endgültige Einnahme- und Ausgaberech-
nung für das Berichtsjahr vorliegt. 

6. Ausblick auf die künftige finanzielle Entwicklung 

Der Sozialbericht 1962 enthielt in der Übersicht 15 
Ergebnisse versicherungstechnischer Vorausberech-
nungen für den am 31. Dezember 1966 endenden 
ersten Deckungsabschnitt. Dargestellt war, zu wel-
chem Vomhundertsatz die nach § 1383 Abs. 1 Satz 2 
RVO oder § 110 Abs. 1 Satz 2 AVG für den 31. De-
zember 1966 vorgeschriebene Rücklage erfüllt sein 
wird, wenn bis einschließlich 1966 alljährlich die 
Renten an die allgemeine Bemessungsgrundlage des 
Vorjahres angepaßt werden, wenn also außer den 
ersten fünf Rentenanpassungen (ab 1. Januar 1959, 
1960, 1961, 1962 und 1963) noch drei weitere Renten-
anpassungen (ab 1. Januar 1964, 1965 und 1966) 
durchgeführt werden. 

Die im vorigen Jahr angestellten versicherungs-
technischen Vorausberechnungen sind an Hand der 
inzwischen gewonnenen Erfahrungen über die Ent-
wicklung des Vermögens der Versicherungsträger 
und des Entgelts der Versicherten im Jahre 1962 
berichtigt worden. Die Entgelte sind von 1961 auf 
1962 um 8,7 v. H. gestiegen („Wirtschaft und Stati-
stik" 1963 Heft 1 S. 9), während bei den vorjährigen 
Vorausberechnungen nur ein Anstieg um 6 v. H. 
bzw. um 4 v. H. angenommen worden war. Dement-
sprechend hat auch das Vermögen der Versiche-
rungsträger am 31. Dezember 1962 höher gelegen, 
als im Vorjahr vorausberechnet worden war. Ferner 
wirkt sich der erhöhte Entgeltsanstieg von 1961 auf 
1962 in einer Erhöhung der allgemeinen Bemes-
sungsgrundlagen aller Jahre ab 1964 aus. 

Im übrigen sind die Annahmen, die bei den vor-
jährigen Vorausberechnungen gemacht wurden, bei-
behalten worden. Über die Entwicklung der Arbeits-
entgelte ist angenommen worden, daß sich das 
Durchschnittsentgelt jährlich um einen bestimmten 
Vomhundertsatz seines jeweiligen Wertes erhöhen 
wird, und zwar 

in Rechnung A 

stets um 6 v. H. 

in Rechnung B 

von 1962 auf 1963 um 3,9 v. H. 

von 1963 auf 1964 um 3,8 v. H. 

von 1964 auf 1965 um 3,7 v. H. 

von 1965 auf 1966 um 3,6 v. H. 

Was die Entwicklung des Zinssatzes anlangt, so 
ist 

für 1963 mit 4,7 v. H. 

für 1964 mit 4,6 v. H. 

für 1965 mit 4,5 v. H. 

für 1966 mit 4,4 v. H. 

gerechnet worden. 

Das Endergebnis der neuesten Vorausberechnung 
(nach den Erfahrungen bis einschließlich 1962) ist in 
der Übersicht 15 dem Endergebnis der ursprüng-
lichen Vorausberechnung (nach den Erfahrungen bis 
einschließlich 1960; vgl. Sozialbericht 1961) und dem 
Endergebnis der erstmals berichtigten Vorausberech-
nung (nach den Erfahrungen bis einschließlich. 
1961 ; vgl. Sozialbericht 1962) gegenübergestellt wor-
den. Es hat sich wiederum ein höherer Vomhundert-
satz für die Erfüllung des Rücklage-Solls ergeben 
als vorher. 

Übersicht 15 

Die Erfüllung des Rücklage-Solls 
am 31. Dezember 1966 

Die Erfüllung des Rücklage-Solls 
am 31. Dezember 1966 in v. H. bei jähr

-

licher Rentenanpassung an die allgemeine 
Bemessungsgrundlage des Vorjahres 

Ursprüngliche 
Vorausberech

-

nung (Sozial
-b ericht 1961, 

Erfahrungen 
bis 1960) 

Erstmals 
berichtigte 

Vorausberech

-

nung (Sozial

-

bericht 1962 
nach den 

Erfahrungen 
bis 	1961) 

Neueste Vor

-

ausberechnung 
(nach den 

Erfahrungen 
bis 1962) 

Rechnung A 

ArV 74 	82 	89 

AnV 85 	91 	96 

Rechnung B 

ArV 59 	65 	77 

AnV 70 	74 	84 
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C. Die Beurteilung der wirtschaftlichen Entwicklung 

in der Bundesrepublik Deutschland und der finanziellen Lage 

der gesetzlichen Rentenversicherungen unter 

den Gesichtspunkten einer Anpassung der laufenden Renten 

— Vorschläge für die Gesetzgebung — 

Die allgemeine Bemessungsgrundlage für die Be-
rechnung von Renten in den gesetzlichen Renten-
versicherungen aus Versicherungsfällen des Jahres 
1963 ist mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung vom 6. De-
zember 1962 (BGBl. I S. 709) um 8,2 v. H. gegen-
über dem Stand des Jahres 1962 erhöht worden. 
Diese Veränderung ergab sich, weil das für die 
allgemeine Bemessungsgrundlage 1963 maßgebende 
Mittel der durchschnittlichen Brutto-Jahresarbeits-
entgelte der Versicherten in den Jahren 1959, 1960 
und 1961 um den genannten Vomhundertsatz über 
dem Mittel in den Jahren 1958, 1959 und 1960, das 
für die allgemeine Bemessungsgrundlage 1962 be-
stimmend war, gelegen hat. Ferner ist nach Bekannt-
gabe durch das Statistische Bundesamt die durch-
schnittliche Bruttolohn- und -gehaltssumme des Jah-
res 1962 um 8,7 v. H. höher gewesen als die des 
Jahres 1961 („Wirtschaft und Statistik" 1963, S. 9). 

Nach den Vorschriften der Rentenversicherungs-
gesetze (§ 1272 RVO, § 49 AVG und § 71 RKG) und 
des Unfallversicherungsgesetzes (§ 579 RVO) ist in 
den Rentenversicherungen bei Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage und in der Un-
fallversicherung bei Veränderungen der durch-
schnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme durch 
Gesetz zu regeln, ob und wieweit die bereits laufen-
den Renten der Rentenversicherung -- das sind 
Renten aus Versicherungsfällen des Jahres 1962 
oder früherer Jahre — und die vom Jahresarbeits-
verdienst abhängigen Geldleistungen der Unfallver-
sicherung — das sind in diesem Falle Geldleistungen 
für Unfälle des Jahres 1961 oder früherer Jahre — 
anzupassen sind. Die Anpassung hat der Entwicklung 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Pro-
duktivität sowie den Veränderungen des Volksein-
kommens je Erwerbstätigen Rechnung zu tragen. Es 
ist zu entscheiden, ob eine Erhöhung der laufenden 
Renten im Ausmaß der Veränderung der allgemei-
nen Bemessungsgrundlage — d. h. um 8,2 v. H.  — 
nach den wirtschaftlichen Gegebenheiten und nach 
der Finanzlage der gesetzlichen Rentenversicherun-
gen vertretbar und eine Erhöhung der vom Jahres-
arbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen der Un-
fallversicherung im Ausmaß der Veränderung der 
durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme — 
d. h. um 8,7 v. H. — mit den wirtschaftlichen Gege-
benheiten vereinbar ist. 

Eine längerfristige und umfassende Beurteilung 
der finanziellen Lage der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten erlauben die nach 

§ 1383 RVO und § 110 AVG aufgestellten versiche-
rungstechnischen Bilanzen (Drucksache IV/640), auf 
die verwiesen wird. Der finanzielle Teil (B) dieses 
Sozialberichts ist demgegenüber unter dem beson-
deren Gesichtspunkt einer Anpassung der laufen-
den Renten aus Anlaß der Veränderung der allge-
meinen Bemessungsgrundlage von 1962 auf 1963 er-
stellt worden; er setzt die Berichterstattung der bis-
her vorgelegten Sozialberichte über die Ergebnisse 
der Vorausschätzungen der Einnahmen, der Ausga-
ben und des Vermögens der gesetzlichen Renten-
versicherungen bis  zum Ende des ersten Deckungs-
abschnitts — 31. Dezember 1966 — auf der Grund-
lage neuester Erkenntnisse fort. 

Die finanzielle Entwicklung bei den Trägern der 
gesetzlichen Rentenversicherungen, die im Teil B 
dieses Berichts erläutert ist, läßt im Jahre 1962 so-
wohl auf der Einnahme- als auch auf der Ausgabe-
seite beträchtliche Zunahmen erkennen. Wie bereits 
in den Vorjahren übertraf auch im Berichtsjahr die 
Einnahmesteigerung den Ausgabenzuwachs. Die 
Zunahme der Rentenausgaben ist vor allem durch 
die Zunahme der Anzahl der Renten, durch die Zu-
nahme der Durchschnittshöhe der Renten infolge der 
Rentenanpassungen und der Erhöhungen der allge-
meinen Bemessungsgrundlagen und durch die Mehr-
ausgaben der Rentenversicherungsträger infolge 
des Fremdrenten- und Auslandsrenten-Neurege-
lungsgesetzes und der Verordnung über die Fest-
stellung von Leistungen aus den gesetzlichen Ren-
tenversicherungen bei verlorenen, zerstörten, un-
brauchbar gewordenen oder nicht erreichbaren Ver-
sicherungsunterlagen bedingt gewesen. Ferner sind 
die Aufwendungen für Maßnahmen zur Erhaltung, 
Besserung und Wiederherstellung der Erwerbsfähig-
keit sowie für die Krankenversicherung der Rentner 
erneut gestiegen. Besonders bemerkenswert ist wie-
der der starke Anstieg der Beitragseinnahmen, der 
über die Schätzungsansätze der Vorjahre hinaus-
ging. Die Beitragseinnahmen sind in der Renten-
versicherung der Arbeiter — nach einer Zunahme 
um 12,2 v. H. von 1960 auf 1961 — im Berichtsjahr 
um weitere 10,2 v. H. gestiegen, in der Angestellten-
versicherung von 1960 auf 1961 um 14,1 v. H. und 
von 1961 auf 1962 um 13,7 v. H.; demgegenüber 
waren die Beitragsmehreinnahmen in der knapp-
schaftlichen Rentenversicherung mit 5 v. H. im Jahre 
1961 und 1 v. H. im Jahre 1962 sehr viel schwächer. 
Der Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen 
und Ausgaben hat sich im Zuge dieser Entwicklung 
in der Gesamtheit der Rentenversicherungen der 
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Arbeiter und Angestellten von rund 1,4 Milliarden 
DM im Jahre 1960 und rund 1,8 Milliarden DM im 
Jahre 1961 auf mehr als 2 Milliarden DM im Jahre 
1962 erhöht. Das Bar- und Anlagevermögen dieser 
beiden Rentenversicherungen belief sich am Ende 
des Jahres 1962 auf etwas über 20 Milliarden DM, 
das Vermögen der knappschaftlichen Rentenver-
sicherung auf knapp 800 Millionen DM. Infolge der 
gegenüber früheren Vorausschätzungen erneut gün-
stigeren Finanzlage der gesetzlichen Rentenversiche-
rungen ergaben die Vorausberechnungen über den 
Prozentsatz der Erfüllung des gesetzlich vorgesehe-
nen Rücklage-Solls zum Ende des ersten Deckungs-
abschnitts wiederum bessere Ergebnisse. Die Vor-
ausberechnungen haben ergeben, daß bei gegen-
wartsbezogenen Annahmen über die künftige 
Finanzentwicklung sowohl in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter als auch in der Angestelltenver-
sicherung die sechste und siebte Rentenanpassung 
durchgeführt werden können, ohne daß die gesetz-
lich vorgeschriebene Rücklage unterschritten wird. 
Auch die achte, letzte Rentenanpassung im laufen-
den Deckungsabschnitt wird nicht zu einer nennens-
werten Unterschreitung des Rücklage-Solls führen. 
Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß 
die sechste Rentenanpassung, die eine Anpassung 
der laufenden Renten an die allgemeine Bemes-
sungsgrundlage von 1963 mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 1964 zum Ziel hat, mit dem in den Rentenver-
sicherungsgesetzen vorgesehenen Finanzierungsver-
fahren im Einklang steht. 

Die im Teil A dieses Berichts erläuterte wirt-
schaftliche Entwicklung in der Bundesrepublik läßt 
erkennen, daß der Wachstumsspielraum auf lange 
Sicht geringer geworden ist. Das Wirtschaftswachs-
tum  hält zwar an, die Zuwachsraten liegen aber 
unter denen der Vorjahre. Erneute Arbeitszeitver-
kürzungen — wenngleich mit verlangsamtem Tempo 
— und ein deutlicher struktureller Wandel in der 
Entwicklung der Erwerbsbevölkerung, der in den 
kommenden Jahren sehr viel niedrigere Zugänge an 
Erwerbstätigen bringen wird als im vergangenen 
Jahrzehnt, hemmen das Wirtschaftswachstum. Die 
Expansion der Gesamtnachfrage verlangsamt sich 
deutlicher als die des Angebots. Die Möglichkeit der 
Wiederherstellung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts rückt dadurch näher. Infolge einer 
Verringerung des Lohnanstiegs und einer erhöhten 
Sparneigung ist der private Verbrauch mit einer 
leicht unter der nominalen Gesamtentwicklung lie-
genden Steigerung an der Ausweitung der Nach-
frage beteiligt, während der Staatsverbrauch weit 
überdurchschnittlich wächst. Besonders kräftige Im-
pulse gehen vom Baumarkt aus, dessen anhaltendes 
Marktungleichgewicht der Beruhigung in der allge-
meinen Preisentwicklung entgegenwirkt. Trotz der 
Tatsache, daß der Preisanstieg nicht voll zum Still-
stand kommt, bleiben die Aussichten für den weite-
ren Wirtschaftsablauf im ganzen durchaus günstig. 
Nach wie vor sind im Inland beachtliche Auftriebs-
kräfte wirksam, und die Wirtschaft der Bundesrepu-
blik ist in eine insgesamt aufwärts gerichtete Welt-
konjunktur eingebettet. Aufgabe der Wirtschafts-
politik bleibt es, den vorhandenen Entspannungs-
tendenzen bis zur Wiederherstellung des in den 

letzten Jahren verloren gegangenen Gleichgewichts 
nicht entgegenzuwirken. 

Für die Beurteilung der Frage, ob zwischen einer 
Anpassung der laufenden Renten und der Geld-
leistungen der Unfallversicherung und den Zielset-
zungen der Wirtschaftspolitik im weitesten Sinne 
ein Einklang besteht, ist neben der voraussichtlichen 
Konjunktursituation im Zeitpunkt der Anpassung 
vor allem Höhe und Art der Verwendung der zu-
sätzlichen Sozialleistungen von Bedeutung. Eine An-
passung der laufenden Renten an die allgemeine Be-
messungsgrundlage des Jahres 1963 und der vom 
Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geldleistungen 
der Unfallversicherung an die Entwicklung der 
durchschnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme 
von 1961 auf 1962 mit Wirkung vorn 1. Januar 1964 
würde einen Jahresbetrag von 1510 Millionen DM 
erfordern. Aus zahlungstechnischen Gründen, die 
vor allem durch das Anpassungsverfahren bedingt 
sind, käme die erste volle Monatsrate der Anpas-
sung Ende Februar für März 1964 zur Auszahlung; 
für die ersten beiden Monate des Jahres 1964 kommt 
eine Einmalzahlung in Betracht. 

Nach eingehender, alle wirtschafts-, finanz- und 
sozialpolitischen Umstände sorgfältig abwägender 
Beratung ist die Bundesregierung zu der Auffassung 
gelangt, daß in den gesetzlichen Rentenversicherun-
gen eine über das Maß von 8,2 v. H. hinausgehende, 
insbesondere eine rückwirkende, für das Jahr 1963 
geltende Anpassung der laufenden Renten hinsicht-
lich ihrer möglichen Auswirkungen auf die Finanz-
lage in den gesetzlichen Rentenversicherungen und 
auf die gesamtwirtschaftliche Entwicklung nicht ver-
antwortet werden kann. 

Die Bundesregierung schlägt den gesetzgebenden 
Körperschaften vor, 

in der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Rentenversicherung der Angestellten und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung die am 
1. Januar 1964 laufenden Renten, bei denen der 
Versicherungsfall im Jahre 1962 oder früher 
eingetreten ist — unter Beachtung der in den 
Rentenversicherungsgesetzen enthaltenen Aus-
nahmeregelungen — für die Bezugszeit ab 1. Ja-
nuar 1964 der allgemeinen Bemessungsgrund-
lage für 1963 anzupassen und damit um 8,2 v. H. 
zu erhöhen 

und in der gesetzlichen Unfallversicherung die 
vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geld-
leistungen für Unfälle, die im Jahre 1961 oder 
früher eingetreten sind, für Bezugszeiten ab 
1. Januar 1964 der Entwicklung der durchschnitt-
lichen Bruttolohn- und -gehaltssumme von 1961 
auf 1962 anzupassen und damit um 8,7 v. H. zu 
erhöhen. 

Nachdem sich im Sozialbeirat zunächst vier Mit-
glieder für eine Anpassung der Renten in den gesetz-
lichen Rentenversicherungen von 8,2 v. H. ohne Bei-
tragserhöhung und drei Mitglieder für eine Anpas-
sung von 7,2 bis 8,2 v. H. mit Beitragserhöhung aus-
gesprochen hatten, haben abschließend acht Mitglie-
der eine Rentenanpassung von 8,2 v. H. mit Beitrags-
erhöhung empfohlen. Die Bundesregierung vertritt 
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die Auffassung, daß auf der Grundlage der finan-
ziellen Entwicklung bei den Trägern der gesetz-
lichen Rentenversicherungen die von ihr vorge-
schlagene und auch von der Mehrheit des Sozial-
beirats empfohlene sechste Rentenanpassung um 
8,2 v. H. eine Beitragserhöhung nicht erforderlich 
macht und auch bei weiteren Anpassungen im lau-
fenden Deckungsabschnitt Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Finanzlage der gesetzlichen Rentenver-
sicherungen nicht erforderlich sein werden. Nach 
Auffassung der Bundesregierung erscheint es zweck-
mäßig, auch in bezug auf die Erhöhung des Ein-
nahmevolumens der Rentenversicherungsträger im 
zweiten Deckungsabschnitt, die weitere finanzielle 
Entwicklung abzuwarten, da durch diese weitgehend 

auch bestimmt werden wird, in welchem Ausmaß — 
und davon abhängig auch mit welchen Mitteln —
einem finanziellen Ungleichgewicht entgegenzuwir-
ken ist. 
Die Verwirklichung der Anpassungsvorschläge 

würde Mehrausgaben von 1510 Millionen DM jähr-
lich verursachen, von denen 165 Millionen DM auf 
die knappschaftliche Rentenversicherung entfallen; 
diese 165 Millionen DM werden als Folge der Rege-
lung in § 128 RKG vom Bund zusätzlich gedeckt 
werden müssen. 

Das nach den Vorschriften der Rentenversiche-
rungsgesetze und des Unfallversicherungsgesetzes 
einzuholende Gutachten des Sozialbeirats ist als An-
lage zu diesem Bericht beigefügt. 
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Gutachten des Sozialbeirats über die Rentenanpassung gemäß 

§§ 579, 1273 der Reichsversicherungsordnung, § 50 des 

Angestelltenversicherungsgesetzes und § 71 des 

Reichsknappschaftsgesetzes 

Vorbemerkung 

Durch § 579 RVO in der Fassung des Artikels i 
des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der ge-
setzlichen Unfallversicherung vom 30. April 1963 
(BGBl. I S. 241) ist die Aufgabe des Sozialbeirats in-
sofern erweitert worden, als er sich nunmehr auch 
zur Anpassung der Geldleistungen aus der gesetz-
lichen Unfallversicherung gutachtlich zu äußern hat. 
Das Gesetz schreibt aus diesem Anlaß eine Erhö-
hung der Zahl der Beiratsmitglieder um zwei Ver-
treter der Unfallversicherung vor. Alle zwölf Mit-
glieder haben dabei gemeinsam über die Anpassung 
der Bestandsrenten aus den gesetzlichen Renten-
versicherungen sowie der Geldleistung aus der ge-
setzlichen Unfallversicherung zu beraten. 

Bei den Beratungen zu dem bis zum 30. Septem-
ber 1963 zu erstattenden Anpassungsgutachten, die 
zwangsläufig vor allem in den Juli und August 1963 
fielen, waren noch nicht beide Vertreter der Unfall-
versicherung berufen worden. Nach eingehender Be-
ratung sprach sich die Mehrheit des Beirats in sei-
ner alten Zusammensetzung im Hinblick auf die nach 
dem Gesetz zur Verfügung stehende Zeit dafür aus, 
daß der Beirat vor Berufung beider Mitglieder aus 
dem Bereich der Unfallversicherung in der alten Zu-
sammensetzung über die Empfehlung der Anpas-
sung der Bestandsrenten aus den gesetzlichen Ren-
tenversicherungen beschließen solle. Das Ergebnis 
ist im Teil A dargelegt. Nach Berufung beider Mit-
glieder aus dem Bereich der Unfallversicherung hat 
der Beirat sodann in der Sitzung vom 23. September 
1963 einen Beschluß über die Anpassung der Geld-
leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung 
gefaßt, der im Teil B wiedergegeben und begründet 
ist. 

A 

Anpassung der Bestandsrenten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen 

1. Durch Verordnung der Bundesregierung vom 
6. Dezember 1962 (BGBl. I S. 709) ist die allge-
meine Bemessungsgrundlage für die im Jahre 
1963 zugehenden Renten aus der Arbeiter-, An-
gestellten- und Knappschaftsrentenversicherung 
um 8,2 v. H. gegenüber der Bemessungsgrund-
lage für 1962 erhöht worden; für die Zugangs-
renten des Jahres 1964 wird diese Bemessungs-

grundlage voraussichtlich weiter um 9,3 v. H. 
heraufgesetzt werden. 

2. Die Steigerung der Bemessungsgrundlage für 
die gesetzlichen Rentenversicherungen ist mit 
8,2 v. H. für 1963 und voraussichtlich 9,3 v. H. 
für 1964 im Vergleich zu der der Vorjahre (1962 
für die Arbeiter-, Angestellten- und Knapp-
schaftsrentenversicherung 6,6 v. H., 1961 5,0 
v. H.) hoch, ebenso im Vergleich zu der für 
diese Jahre zu erwartenden Erhöhung der Ein-
kommen. Das erklärt sich daraus, daß die rela-
tiv starken Lohn- und Gehaltssteigerungen der 
Jahre 1961 und 1962 nunmehr in der Bemes-
sungsgrundlage wirksam geworden sind. Das ist 
nichts anderes als eine Konsequenz der Geset-
zeskonstruktion: Da die Bemessungsgrundlagen 
in jenen Jahren noch verhältnismäßig langsam 
stiegen und da überdies die Bestandsrenten 
bisher nur mit einjähriger Verzögerung ange-
paßt wurden, blieb die Entwicklung der Renten 
hinter der gleichzeitigen Entwicklung der Ar-
beitsentgelte zurück. Eine nunmehr kräftigere 
Steigerung der Renten würde also ein Aufholen 
des Vorsprungs bedeuten, den bisher die Ar-
beitsentgelte vor den Renten hatten. Konjunk-
turpolitisch könnte ,das dann vorteilhaft sein, 
wenn nach dem kräftigen Aufschwung der Jahre 
bis 1962 nunmehr eine Phase des Überangebots 
eingetreten wäre, die einen stärkeren Anstieg 
der Nachfrage aus Renten wünschenswert er-
scheinen ließe. Die Beobachtung der gegenwär-
tigen Lage und die Beurteilung der weiteren 
Entwicklungsaussichten durch die Konjunktur-
experten lassen indessen keinen Zweifel daran, 
daß dem nicht so ist. Zwar erscheint die Bedin-
gung für die Herstellung der Preisstabilität z. Z. 
etwas günstiger als vor einem Jahr, doch wächst 
die nominale Gesamtnachfrage nach wie vor 
stärker als das reale Sozialprodukt. Eine Erhö-
hung der Renten im Ausmaß der obengenann-
ten Steigerungssätze könnte daher dazu beitra-
gen, dieses Mißverhältnis zu vergrößern. Eben-
so würde sie dazu führen, daß sich die durch 
das Voraneilen der Löhne und damit der  Ver-
sicherungsbeiträge bisher günstige finanzielle 
Entwicklung der Rentenversicherungsträger 
nicht in gleicher Weise fortsetzt. Auch das 
würde zunächst in der Natur der vom Gesetz 
gewollten zeitlichen Verzögerung in der Ent-
wicklung der Bemessungsgrundlage liegen: 
Steigen in den Zeiten vorauseilenden Lohn- und 
Gehaltsanstiegs die Überschüsse, so werden sie, 
wenn die Renten aufholen, wieder abgebaut. 
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3. Für die noch verbleibende Zeit des laufenden 
Deckungsabschnitts (d. h. bis einschließlich 1966) 
würde sich bei weiterer Rentenanpassung, auch 
wenn diese der Bemessungsgrundlage wie bis-
her nur mit einjähriger Verzögerung folgt, mög-
licherweise ergeben, daß das im Gesetz vor-
geschriebene Deckungssoll nicht voll erreicht 
wird. Im kommenden Jahr ist freilich auch bei 
einer Anhebung der Bestandsrenten um 8,2 v. H. 
noch ein Überschuß zu erwarten. Die für die 
weiteren Jahre in Aussicht stehende Verminde-
rung der bis dahin angesammelten Rücklagen 
könnte jedoch ungünstige Rückwirkungen auf 
den Kapitalmarkt nach sich ziehen und tenden-
ziell auf eine Verringerung der volkswirtschaft-
lichen Sparquote hinauslaufen, die je nach der 
dann eintretenden konjunkturellen Lage uner-
wünscht sein könnte. Außerdem müssen die aus 
den versicherungstechnischen Bilanzen bekann-
ten künftigen Belastungen, die sich vor allem 
durch die Veränderungen des Altersaufbaues 
unserer Bevölkerung ergeben und denen vor 
Beginn des nächsten Deckungsabschnitts, also 
im Jahre 1966, Rechnung zu tragen ist, beachtet 
werden. 

4. Unter diesen Umständen ist es auch in diesem 
Jahr trotz gewisser konjunktureller Entspan-
nungstendenzen nicht leichter geworden, ein 
abgewogenes, alle Gesichtspunkte berücksichti-
gendes Gesamtvotum über die Rentenanpas-
sung abzugeben. 

Im Beirat wurde wie in den Vorjahren disku-
tiert, nur eine Darstellung des aus den verschie-
denen Zusammenhängen hervorgehenden Für 
und Wider der Anpassung abzugeben, auf das 
zusammenfassende Votum aber zu verzichten. 
Vier Beiratsmitglieder vertraten diesen Stand-
punkt. Ausschlaggebend für sie war, daß die 
Frage, ob eine Anpassung der Bestandsrenten 
an die erhöhte Bemessungsgrundlage konjunk-
turpolitisch oder finanziell vertretbar sei, nur 
im Rahmen der gesamten Wirtschaftspolitik, 
aber nicht punktuell entschieden werden könne. 
Für sich betrachtet, so führten diese Mitglieder 
aus, sei die Anpassung in Anbetracht der Tat-
sache, daß nach Ansicht der Regierungsexper-
ten die nominalen Ansprüche an das Sozialpro-
dukt auch im nächsten Jahr stärker wachsen 
würden als dieses real erweitert werden kann, 
konjunkturpolitisch nicht unbedenklich, denn 
sie würde zu einer beträchtlichen Erhöhung der 
Massenkaufkraft führen, die unter den gege-
benen und für die nächste Zeit zu erwartenden 
allgemeinen konjunkturellen Umständen nach 
Ansicht der Bundesregierung eher gezügelt wer-
den solle. Ebenso könne eine Anhebung der 
Bestandsrenten um 8,2 v. H. ab 1. Januar 1964 
(der 1965 eine solche um 9,3 v. H. folgen würde, 
wenn man an der bisherigen Anpassungspraxis 
festhält) im Hinblick auf die Tatsache, daß die 
Rentenversicherungen nach den Vorausschät-
zungen des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung bei alljährlicher Anpassung 
schon in den beiden letzten Jahren des laufen-
den Deckungsabschnitts mit erheblichen Defizi-

ten abschließen und am Ende des Deckungs-
abschnitts nicht die vorgeschriebene Rücklage 
erreichen würden, nicht ohne weiteres als finan-
ziell vertretbar erklärt werden, In ,diesem Zu-
sammenhang sei ferner zu berücksichtigen, daß 
je häufiger die Bestandsrenten angepaßt wür-
den, um so mehr ein Gewohnheitsrecht auf 
solche Anpassungen entstünde. Bisher sei je-
doch noch völlig offen, wie man die finanziellen 
Probleme lösen wolle, die sich auf weitere 
Sicht bei derartigen festgesetzten Anpassungen 
nach den versicherungstechnischen Bilanzen mit 
Sicherheit ergeben würden. Andererseits traten 
die erwähnten vier Mitglieder nicht dafür ein, 
daß der Beirat sich aus diesen Gründen für 
eine Unterlassung der Rentenanpassung aus-
spreche. Sie betonten nämlich, daß die konjunk-
turpolitischen Bedenken gegen eine Rentenan-
passung weitgehend zerstreut werden könnten, 
wenn zum Ausgleich der mit dieser Anpassung 
verbundenen Erhöhung des Einkommens andere 
Ansprüche an das Sozialprodukt entsprechend 
beschränkt würden. Ebenso erkannten sie an, 
daß durch Maßnahmen zum Zwecke der Steige-
rung der Einnahmen dafür gesorgt werden 
könne, daß die starke Erhöhung der Rentenaus-
gaben, die für das nächste Jahr und die näch-
sten Jahre zu erwarten sei, das finanzielle 
Gleichgewicht der Rentenversicherungsträger 
nicht gefährde und diese nicht zur Auflösung 
von Rücklagen zwänge. All das seien jedoch 
Fragen der allgemeinen Wirtschaftspolitik, über 
die der Beirat nicht zu befinden habe. Nur der 
Gesetzgeber könne darüber entscheiden, ob und 
wie die sozialpolitischen Ziele, die mit der Ren-
tenreform von 1957 angesteuert worden seien, 
mit den gesamtwirtschaftlichen Möglichkeiten 
bzw. mit anderen wirtschaftspolitischen Zielen 
in Einklang gebracht werden können. Der Bei-
rat solle sich daher darauf beschränken, darzu-
stellen, wie unter den gegebenen Daten eine 
Rentenanpassung sozialpolitisch, konjunktur-
politisch und finanziell zu beurteilen sein 
würde, aber es dem Gesetzgeber überlassen, 
hieraus die praktischen Konsequenzen zu zie-
hen, da nur er beurteilen könne, ob die im 
Falle einer Anhebung der Renten eventuell er-
forderlichen wirtschaftlichen Ausgleichsmaßnah-
men getroffen werden würden. Die erwähnten 
vier Mitglieder wiesen in diesem Zusammen-
hang auch darauf -hin,  daß das Gesetz ihrer 
Meinung nach dem Beirat nicht vorschreibe, eine 
konkrete Empfehlung darüber abzugeben, ob 
die Bestandsrenten angepaßt werden sollten 
oder nicht. Es verlange lediglich, daß die Bun-
desregierung ein Gutachten des Beirats zu die-
ser Frage vorlege; dieses Gutachten könne sich 
aber mit einer objektiven Darstellung der ver-
schiedenen Aspekte dieses Problems begnügen 
— so wie auch der in Bildung begriffene Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der  gesamt-
wirtschaftlichen Entwicklung nur einen objekti-
ven Bericht über die unter den gegebenen Um-
ständen zu erwartenden Entwicklungstendenzen 
erstatten solle, aber nach dem ausdrücklichen 
Willen des Gesetzgebers keine wirtschaftspoli- 
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tischen Empfehlungen abzugeben haben werde. 
Die Mehrheit des Beirats entschied sich indes 
für ein konkretes Votum. Sie vertritt die Mei-
nung, daß nach dem Gesetz ein solches Votum 
vom Beirat erwartet wird und fürchtet, daß die 
Gutachten ohne Votum an Aussagekraft verlie-
ren würden. 

5. Im Anschluß an diese Entscheidung der Beirats-
mehrheit wurde über folgende Empfehlungen 
abgestimmt, wobei sich auch die in Ziffer 4 er-
wähnten vier Mitglieder, unter Wahrung ihrer 
grundsätzlichen Vorbehalte gegen bestimmte 
Ratschläge, auf den Boden des von der Mehr-
heit des Beirats gefaßten Beschlusses nach Ab-
gabe einer konkreten Empfehlung stellten und 
sich an den Abstimmungen beteiligten: 

a) Grundsätzlich sei zu erstreben und auf 
lange Sicht notwendig, eine stufenweise An-
näherung der Bestandsrenten an die Zugangs-
renten vorzunehmen. In diesem Jahr könne da-
mit jedoch noch nicht begonnen werden. Daher 
solle eine Erhöhung um 8,2 v. H. mit Wirkung 
vom 1. Januar 1964 ohne jede weitere Bedin-
gung empfohlen werden. 

Dafür sprachen sich zunächst vier von den zehn 
Beiratsmitgliedern nach alter Zusammensetzung 
aus. 

b) Es solle eine Erhöhung der Bestandsrenten 
um einen zwischen 7,2 v. H. und 8,2 v. H. lie-
genden Satz empfohlen werden, dies jedoch nur 
unter der Bedingung, daß gleichzeitig eine Er-
höhung der Beitragssätze zur Rentenversiche-
rung um bis zu 1 v. H. vorgesehen würde. 

Drei der zehn Beiratsmitglieder nach alter Zu-
sammensetzung sprachen sich zunächst für eine 
solche Empfehlung aus. 

c) Es solle eine Erhöhung der Bestandsrenten 
um die vorjährige Steigerung der Bemessungs-
grundlage, also um 8,2 v. H., aber gleichzeitig 
auch eine Beitragserhöhung um bis zu 1 v. H. 
empfohlen werden. 

Nachdem sich mehrere Beiratsmitglieder von 
vornherein für diese Empfehlung ausgespro-
chen hatten und nachdem die Abstimmungen 
zu a) und b) keine Mehrheit im Beirat ergeben 
hatten, stimmten acht der zehn Mitglieder nach 
alter Zusammensetzung diesem Vorschlag zu. 

II 

Die Rentenanpassung im Rahmen der 
allgemeinen Einkommensentwicklung 

6. Am 1. Januar 1963 sind die Bestandsrenten aus 
den gesetzlichen Rentenversicherungen um 6,6 
v. H. angehoben worden, das ,heißt um den 
Satz, um den die Bemessungsgrundlage 1962 
gestiegen war. Diese Anpassung hatte zur 
Folge, 

a) daß die Renten im Jahre 1963 nicht weiter 
hinter dem durchschnittlichen Anstieg des 
nominalen Volkseinkommens je Erwerbs-
tätigen zurückgeblieben sind, der nach den 

Schätzungen des interministeriellen Arbeits-
kreises „Gesamtwirtschaftliche Vorausschät-
zungen" für das Jahr 1963 etwa in der glei-
chen Größenordnung liegen dürfte; 

b) daß aber das wesentliche Zurückbleiben der 
Renten hinter der Entwicklung  des  Durch-
schnittseinkommens je Erwerbstätigen in 
den vorangegangenen Jahren nicht wettge-
macht wurde, und 

c) daß das Zurückbleiben der Bestandsrenten 
hinter den neu zugehenden Renten um ein 
Jahr auch im Jahre 1963 aufrecht erhalten 
blieb. 

7. Auf das Zurückbleiben der Renten hinter der 
allgemeinen Einkommensentwicklung hat der 
Beirat bereits in seinen früheren Gutachten, 
insbesondere in dem des Vorjahres, Bezug ge-
nommen. Das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung errechnet, daß in der Zeit von 
1957 bis Ende 1962, also in den fünf Jahren nach 
der Rentenanhebung durch die Rentenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetze selbst, die durch-
schnittlichen beitragspflichtigen Entgelte zur 
gesetzlichen Rentenversicherung um 43 v. H. 
gestiegen sind, in sich vergleichbare Bestands-
renten dagegen nur um 24,4 v. H. Allerdings 
wurde im Beirat geltend gemacht, daß diese 
große Differenz nur entsteht, wenn man das 
Jahr 1957 als Basisjahr wählt, also .den Zeit-
punkt, in dem die große Rentenanhebung in-
folge der Inkraftsetzung der Rentenversiche-
rungs-Neuregelungsgesetze erfolgt war. Würde 
man z. B. das Jahr 1956 oder 1958 als Basis 
wählen, so wären die Vergleichszahlen für die 
Rentner wesentlich weniger ungünstig. 

8. Sieht man von der oben unter Nr. 6 Buchst. c) 
erwähnten einjährigen Verzögerung der Ren-
tenanhebung ab, so wird das Zurückbleiben der 
Renten hinter den Arbeitsentgelten allerdings 
durch die Konstruktion der Rentengesetze er-
klärt, da nach dieser die Bemessungsgrundlage 
mit einem zeitlichen Abstand von durchschnitt-
lich 2 1 /2  Jahren (infolge der einjährigen Ver-
zögerung sogar 3 1 /2 Jahre) dem Anstieg der 
Durchschnittsentgelte folgt. Folglich wäre es im 
Hinblick auf die sozialpolitische Konzeption des 
Gesetzes aber auch nur konsequent, das bis-
herige Zurückbleiben der Renten nunmehr inso-
weit nachzuholen, wie es dem jetzigen Anstieg 
der Bemessungsgrundlage entspricht, das heißt 
in einer Zeit, in der der Lohnanstieg der Jahre 
1960 bis 1962 voll in der Bemessungsgrundlage 
durchzuschlagen beginnt, die Bestandsrenten 
entsprechend dem Anstieg der Bemessungs-
grundlage anzuheben, auch wenn sich der Lohn-
anstieg gleichzeitig abflacht. Dabei wäre es 
durch nichts gerechtfertigt, ein solches Nach-
holen etwa als Begründung für die Forderung 
nach einer ähnlichen Steigerung anderer Ein-
kommen anzusehen. 

9. Eine Anhebung der Renten erscheint sozialpoli-
tisch auch deshalb berechtigt, weil das Renten-
niveau im allgemeinen nach wie vor als relativ 
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niedrig bezeichnet werden muß. Nach Berech-
nung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung erhalten die 1963 zugehenden 
männlichen 65jährigen Rentner der Rentenver-
sicherung der Arbeiter, wenn ihr Arbeitsentgelt 
während der zurückgelegten Beitragszeiten 
stets gleich dem durchschnittlichen Arbeitsent-
gelt aller Versicherten gewesen ist, eine Rente, 
die im Jahre 1964 nur 42,3 v. H. des Versicher-
tendurchschnittsentgelts dieses Jahres ausma-
chen wird. Dieser Satz findet zwar zum Teil 
seine Erklärung in dem zeitlichen Zurückblei-
ben  der allgemeinen Bemessungsgrundlage und 
der einjährigen Verzögerung in der Anpassung 
der Bestandsrenten an die allgemeine Bemes-
sungsgrundlage. Er ist aber auch dadurch be-
dingt, daß die männlichen 65jährigen Renten-
zugänger der Rentenversicherung der Arbeiter 
im Durchschnitt nur 37,7 anrechnungsfähige 
Versicherungsjahre nachzuweisen haben. Es ist 
unbekannt, in wieviel Fällen man damit rech-
nen kann, daß die Betreffenden in den Jahren, 
in denen sie nicht versichert waren, Selbstvor-
sorge für ihr Alter getroffen haben oder es, 
ähnlich wie es von anderen Nichtversicherten 
in vergleichbarer Lage erwartet wird, hätten 
tun können. Immerhin geben diese Zahlen in 
sozialpolitischer Hinsicht zu denken. 

10. Vom sozialpolitischen Standpunkt aus ist auch 
immer wieder auf die Ungerechtigkeit hinzu-
weisen, die in der unterschiedlichen Behandlung 
der Neurenten und der Bestandsrenten liegt, 
wenn die Bestandsrenten, wie bisher üblich, 
nur mit einjähriger Verzögerung an die allge-
meine Bemessungsgrundlage angepaßt werden. 
Eine mit Wirkung vom 1. Januar 1964 an vor-
zunehmende Anpassung mit 8,2 v. H., also dem 
Steigerungssatz der Bemessungsgrundlage von 
1963, würde bedeuten, daß die 1963 zugegange-
nen Renten nicht angepaßt werden und daß für 
sie und für die Bestandsrenten, die vor 1963 
zugegangen sind, ein Unterschied von 9,3 v. H. 
gegenüber den Zugangsrenten 1964 bestehen 
würde. Ein vollständiges Nachholen der ein-
jährigen Verzögerung würde also eine Anpas-
sung um den Anstieg der Bemessungsgrundlage 
von 1963 und 1964, das heißt kumulativ gerech-
net um 18,1 v. H. erfordern. 

Der Mehrheit des Beirats erschien, besonders 
unter sozialpolitischen Aspekten das Anliegen 
durchaus begründet, diesen Unterschied wenig-
stens stufenweise zu beseitigen. Angesichts der 
im folgenden zu erörternden allgemeinen wirt-
schaftlichen und finanziellen Gesichtspunkte 
konnte sich der Beirat gleichwohl nicht dazu 
entschließen, für das Jahr 1964 eine über 
8,2 v. H. hinausgehende Anpassung zu empfeh-
len. 

III 

Die Rentenanpassung im Rahmen der Entwick

-

lung von Produktivität, Volkseinkommen und 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit 

11. Seit einiger Zeit ist die konjunkturelle Entwick-
lung nicht mehr so klar übersehbar wie in man-

chen der letzten Jahre. Eindeutig ist freilich, 
daß die nominalen Einkommen weiterhin stär-
ker zu wachsen tendieren, als das reale Sozial-
produkt. Nach den Ermittlungen des intermini-
steriellen Arbeitskreises „Gesamtwirtschaftliche 
Vorausschätzungen" ist auch für 1964 noch mit 
einer solchen Diskrepans zu rechnen, wenn sie 
auch nach dem gegenwärtigen Stand der Dinge 
etwas geringer werden dürfte. 

12. Zur allgemeinen Problematik des Anstiegs der 
Verbrauchernachfrage und speziell zur allge-
meinen Steigerung der Sozialleistungen hat die 
Bundesregierung in ihrem „Bericht über die 
Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1962 und die 
Aussichten für 1963" (Bundestagsdrucksache 
IV/1010) Stellung genommen, indem sie auf 
Seite 13 darlegt: 

„Unter den aufgezeigten Gesichtspunkten, ins-
besondere denjenigen der Preisstabilität, ist es 
notwendig, den Anstieg der nominalen Nach-
frage auf den Verbrauchermärkten in engeren 
Grenzen als bisher zu halten. Soll dies gesche-
hen, dann ist eine stärkere Zurückhaltung in der 
Schaffung zusätzlicher Kaufkraft durch höhere 
staatliche Übertragungseinkommen (Renten, 
Pensionen, Unterstützungen) angebracht." 

13. Zu der Frage, ob diese im Februar getroffene 
Feststellung auch heute noch unverändert Gül-
tigkeit hat, gab es im Beirat verschiedene Deu-
tungen. Manche Tatsachen, z. B. insbesondere, 
daß in der letzten Zeit keine weitere Steigerung 
der Lebenshaltungskosten mehr eingetreten ist 
und daß sich auch das Produzentenpreisniveau 
nicht mehr gehoben hat, könnten Anlaß bieten, 
eine weitere restriktive Einwirkung auf die no-
minale Einkommensentwicklung nicht mehr für 
ganz so vordringlich zu halten wie bisher. Unter 
diesem Aspekt wäre die Frage berechtigt, ob 
gerade eine Zurückhaltung bei der Erhöhung 
der Renteneinkommen über die Aufrechterhal-
tung der oben erwähnten einjährigen Verzöge-
rung hinaus noch so dringend ist; das zumal, 
weil es immer schwer zu verantworten ist, ge-
rade diese Einkommen, deren Entwicklung der 
Gesetzgeber in der Hand hat, einer Zurückhal-
tung zu unterwerfen, während andere, in der 
Größenordnung noch wichtigere Einkommen, 
sich faktisch frei entwickeln. 

14. Andere Vorgänge stellen freilich den Fortbe-
stand der gegenwärtigen Entspannung in Frage. 
Der in den letzten Monaten wieder stärkere An-
stieg der Nachfrage des Auslandes, gewisse An-
zeichen einer Wiederbelebung der Investitions-
güternachfrage im Inland und die Tatsache, daß 
die öffentlichen Ausgaben z. Z. wieder stärker 
wachsen als im ersten Halbjahr 1963, verdienen 
in diesem Zusammenhang besondere Erwäh-
nung. Die Möglichkeit, daß sich die Übernach-
rage wieder verstärkt, ist also nicht ganz von 
der Hand zu weisen. Eine Erhöhung der Renten, 
im Ausmaß der Steigerung der Bemessungs-
grundlage, das heißt also um einen beträchtlich 
größeren Prozentsatz als den der Produktivitäts- 
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steigerung könnte unter diesen Umständen da-
zu beitragen, daß der Preisaufstieg erneut zu-
nimmt. 

15. Einige Beiratsmitglieder hielten es für erforder-
lich, darauf hinzuweisen, daß sich unter Umstän-
den aus dem neuerdings wieder stärkeren Preis-
anstieg bei einigen wichtigen Handelspartnern 
und internationalen Konkurrenten der Bundes-
republik eine weitere Fragestellung in diesem 
Zusammenhang ergibt. Falls dieser Preisanstieg 
im Ausland wieder zu einer stärkeren Aktivie-
rung der westdeutschen Zahlungsbilanz führt, 
könnte sich nach der Meinung dieser Beiratsmit-
glieder wieder wie vor 1961 die Frage stellen, 
ob deren Ausgleich durch Anpassung des inne-
ren Preisniveaus an die internationale Entwick-
lung oder durch andere Maßnahmen herbeige-
führt wird. Sollte sich die allgemeine Wirt-
schaftspolitik in einem solchen Falle nicht für 
derartige andere Maßnahmen entscheiden, so 
würden diese Beiratsmitglieder es vorziehen, die 
Anpassung des Preisniveaus nicht, wie teilweise 
bis 1960, vorwiegend durch die verstärkte Aus-
landsnachfrage herbeiführen zu lassen, sondern 
durch Zulassung einer höheren Inlandsnach-
frage, das heißt unter anderem durch die An-
hebung der Renten. 

16. Bei alledem kann nicht unbeachtet bleiben, daß 
eine Erhöhung der Bestandsrenten auch nur um 
den Prozentsatz der diesjährigen Steigerung der 
Bemessungsgrundlage infolge des hohen Steige-
rungssatzes eine nicht unbeträchtliche Vermeh-
rung der Konsumentenkaufkraft zur Folge hätte. 
Nach den Berechnungen des Bundesministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung würde eine solche 
Anpassung bei den Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen zu einer Mehrausschüt-
tung von 1,4 Mrd. DM führen. Daneben erhöht 
die automatische Anpassung der Neurenten an 
die Bemessungsgrundlage von 1964 die Renten-
ausgaben der drei Versicherungszweige um rd. 
200 Mill. DM. Mögen diese Beträge auch, ver-
glichen mit dem gesamten Volkseinkommen 
oder auch nur dem Masseneinkommen, gering 
erscheinen, so sieht man doch ihre Bedeutung, 
wenn man sie im Vergleich zu dem vorausseh-
baren realen Zuwachs des Sozialprodukts setzt, 
der für 1964 auf 11,4 Mrd. DM veranschlagt wird. 
Unter diesen Umständen wurde im Beirat die 
Meinung vertreten, man solle aus konjunktur-
politischen und auch aus den noch zu erörtern-
den finanziellen Erwägungen die Anpassung 
zwar nicht ganz auf das Ausmaß beschränken, 
das dem Produktivitätsfortschritt entspricht, aber 
doch mit einem geringeren Satz, als dem Anstieg 
der Bemessungsgrundlage entspricht. 

Die Mehrheit der Beiratsmitglieder teilte jedoch 
entweder die konjunkturpolitischen Bedenken 
nicht oder sie gab demgegenüber den erwähnten 
sozialpolitischen Überlegungen den Vorrang und 
setzte sich für eine Anhebung der Bestands-
renten um 8,2 v. H. ein. Sie empfiehlt jedoch, 

diese Anhebung mit einer Erhöhung des Bei-
tragssatzes um bis zu 1 v. H. zu verbinden und 
glaubt, daß dadurch nicht nur die von ihr für 
erforderlich gehaltene finanzielle Absicherung 
der Rentenversicherungsträger erreicht werden 
könnte (wozu im nächsten Abschnitt Stellung 
genommen wird), sondern auch die konjunktur-
politischen Bedenken gegen die Rentenerhöhung 
gemildert werden würden. 

IV 

Rentenanpassung und Finanzlage der 
Rentenversicherungen 

17. Bei den Gesichtspunkten, die im Hinblick auf die 
Finanzlage der Rentenversicherungsträger bei 
der zur Diskussion stehenden Rentenanpassung 
zu beachten sind, ist deutlich zwischen kurz- 
und längerfristigen Problemen zu unterschei-
den. Auf kürzere Sicht erscheint die finanzielle 
Lage der Rentenversicherungsträger nach wie 
vor als relativ günstig. Infolge des weiterhin 
kräftigen Anstiegs der Durchschnittsentgelte 
der Versicherten hat sich die Finanzlage weiter-
hin günstiger entwickelt als vor einem Jahr 
vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung auf Grund der Annahme geringerer 
als der tatsächlich erfolgten Lohn- und Gehalts-
steigerungen vorausgeschätzt worden war. Auch 
für das kommende Jahr ist, unter der Annahme 
einer Anhebung der Bestandsrenten um 8,2 v. H. 
und unter der weiteren rechnerischen Annahme 
eines durchschnittlichen Anstiegs der Versicher-
tenentgelte um 6 v. H.,  noch mit einer Über-
schußbildung zu rechnen, die allerdings kleiner 
sein dürfte als in den Vorjahren. 

18. Schon mittelfristig ergibt sich freilich ein etwas 
differenzierteres Bild. Nach den Berechnungen 
des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial-
ordnung ist für das Ende des laufenden 
Deckungsabschnitts, also bis Ende 1966, eine 
Unterschreitung des gesetzlich vorgeschriebe-
nen Rücklagesolls, freilich nicht übermäßigen 
Umfangs, zu erwarten, wenn alle drei bis dahin 
noch in Frage stehenden Anpassungen vorge-
nommen werden, aber wie bisher unter Ver-
zicht auf die nachholende Anpassung. Würden 
nur noch zwei einfache Anpassungen erfolgen, 
ergäbe sich eine Übererfüllung des vorgeschrie-
benen Rücklagesolls. Zwar kann angesichts der 
Abflachung des allgemeinen Lohnanstiegs nicht 
mehr mit ähnlicher Wahrscheinlichkeit wie frü-
her darauf gerechnet werden, daß sich die 
Finanzlage im weiteren Verlauf günstiger ent-
wickelt als vorausberechnet. Dennoch könnte, 
wenn nur diese Zahlen in Betracht zu ziehen 
wären, ein wesentlicher Einwand gegen eine 
Anpassung der Bestandsrenten mit 8,2 v. H. 
daraus nicht abgeleitet werden. 

19. Zu beachten ist aber zunächst, daß sich das Ver-
hältnis von Einnahmen und Ausgaben der Ver- 
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sicherungsträger in den nächsten Jahren ändern 
wird, falls sich der Lohnanstieg nicht wieder 
beschleunigen sollte. Unterstellt man einen 
jährlichen Anstieg der Durchschnittsentgelte 
von 6 v. H. und regelmäßige Anpassungen der 
Bestandsrenten an die Bemessungsgrundlage 
des Vorjahres, so ergibt sich, daß für 1963 noch 
mit einem Überschuß von 1,7 Mrd. DM zu rech-
nen wäre, für 1964 mit einem solchen von 1,0 
Mrd. DM, während 1965 die Ausgaben um 0,3 
Mrd. DM größer wären als die Einnahmen und 
für 1966 mit einem Defizit von 1,6 Mrd. DM zu 
rechnen wäre. Da sich die Beitragseinnahmen 
im bisherigen Verlauf des Jahres 1963 günstiger 
entwickelt haben als diesen Annahmen ent-
spricht, dürften die tatsächlichen Überschüsse 
wenigstens für 1963 und 1964 ebenfalls etwas 
höher liegen. Wie erwähnt, wird die finanzielle 
Entwicklung zwar zu keiner wesentlichen Unter-
schreitung der für das Ende des Deckungs-
abschnitts vorgeschriebenen Rücklage führen. 
An sich sind solche Schwankungen im Verhält-
nis der laufenden Einnahmen und Ausgaben 
auch eine natürliche Folge der zeitlichen Ver-
zögerung, mit der die Bemessungsgrundlage der 
Entwicklung der Durchschnittsentgelte folgt. Bei 
sonst annähernd gleichbleibenden Umständen 
werden die Versicherungsträger immer in Zei-
ten, in denen die Entwicklung der Durchschnitts-
entgelte vorangeht, Überschüsse ansammeln und 
sie in Zeiten, in denen die Bemessungsgrundlage 
und der Lohnanstieg sich verflacht, wieder ver-
brauchen. Ist die Finanzgrundlage für den ge-
samten Deckungsabschnitt, also insbesondere 
der erforderliche Beitragssatz richtig ermittelt, 
so haben solche Schwankungen für die Finanz-
lage des gesamten Deckungsabschnitts keine 
grundsätzliche Bedeutung. Wohl aber kann die 
damit, wenn auch nur zeitweilig verbundene 
Verminderung der Rücklagen vom Standpunkt 
des Kapitalmarkts aus bedenklich werden, ins-
besondere dann, wenn sie in eine Zeit kräftigen 
volkswirtschaftlichen Wachstums mit einer ent-
sprechend starken Inanspruchnahme des Kapital-
markts fällt. Die Aussicht auf einen eventuellen 
Abbau der Vermögensreserve der gesetzlichen 
Rentenversicherungen um eventuell mehr als 
1 1 /2 Mrd. DM allein im Jahre 1966 wäre jeden-
falls vom Standpunkt der Finanzierungsbedürf-
nisse der Gesamtwirtschaft aus, nach Auffassung 
der Beiratsmehrheit, nicht ohne Bedenken. 

20. Beachtet werden sollten ferner die längerfristi-
gen finanziellen Perspektiven der Arbeiter-
rentenversicherung und der Angestelltenver-
sicherung, zumal in drei Jahren der erste Dek-
kungsabschnitt ausläuft. Zu diesem Zeitpunkt 
müssen gemäß § 1383 RVO, § 110 AVG die 
finanziellen Bedingungen für den nächsten Dek-
kungsabschnitt festgestellt werden. Zunächst hat 
das, da diese Bedingungen naturgemäß noch 
nicht bekannt sind, die mißliche Folge, daß Be-
rechnungen über die finanzielle Entwicklung 
über das Jahr 1966 hinaus nicht auf konkreter 

Basis angestellt werden können, der Beirat also 
auf einen immer kürzeren Zeitraum einiger-
maßen fundierter Vorausrechnungen angewie-
sen ist. Immerhin geben, wenn auch mit den 
Vorbehalten im Hinblick auf die Sicherheit der 
Annahmen, die dort zu machen waren, die an 
sich mit anderer Aufgabenstellung errechneten 
versicherungstechnischen Bilanzen Anhalts-
punkte. Folgt man diesen Bilanzen, so ist für 
den nächsten Deckungsabschnitt mit einer we-
sentlich stärkeren Belastung der Versicherungs-
träger zu rechnen, und daraus wieder würde sich 
ergeben, daß ab 1967 mit weitreichenden Än-
derungen der finanziellen Sicherung für den 
kommenden Deckungsabschnitt gerechnet wer-
den müßte, sei es nun durch eine Heraufsetzung 
der Beiträge oder der Bundeszuschüsse, sei es 
durch eine Dämpfung des Anstiegs der Sozial-
leistungen im Vergleich zum Rhythmus der ver-
gangenen Jahre, sei es durch andere Maßnah-
men oder durch eine Kombination der verschie-
denen Möglichkeiten. 

21. Der Sozialbeirat hat sich mit qualifizierter Mehr-
heit für eine baldige Erhöhung des Beitrags-
satzes ausgesprochen. Für die meisten Beirats-
mitglieder waren dabei die eben erwähnten 
längerfristigen finanziellen Perspektiven — ne-
ben den unter III angestellten konjunkturpoli-
tischen Überlegungen — entscheidend. Es wurde 
in diesem Zusammenhang geltend gemacht, daß 
es zweckmäßig sei, eine Beitragserhöhung in 
dem Umfang, wie sie für den zweiten Deckungs-
abschnitt unerläßlich erscheint, wenn die Lei-
stungen nicht herabgesetzt oder die Last des 
Ausgleichs nicht allein dem Bundeshaushalt auf-
gebürdet werden soll, nicht abrupt vorzuneh-
men, sondern für einen stufenweisen Übergang 
zu sorgen. Eine Erhöhung des Beitragssatzes 
um 1 v. H. würde nach dem voraussichtlichen 
Stande der Arbeitsentgelte im Jahre 1964 eine 
Mehrbelastung der Beitragszahler um etwa 
1 1 /2 Mrd. DM betragen. Würde der Satz mit Be-
ginn des zweiten Deckungsabschnitts abrupt um 
4 v. H. erhöht werden müssen, wie es in den 
ersten versicherungstechnischen Bilanzen als 
möglich hingestellt wurde, so würde sich die 
Mehrbelastung im ersten Jahr auf schätzungs-
weise 6,5 bis 7 Mrd. DM stellen, zumal die Ar-
beitsentgelte bis dahin weiter steigen dürften. 
Ein solcher Sprung würde zu starken Reibungen 
führen und sollte deshalb vermieden werden. 
Eine vorsorgliche Erhöhung würde ferner die 
Möglichkeit eröffnen, den Beitragssatz im zwei-
ten Deckungsabschnitt weniger anzuheben als es 
eventuell sonst wahrscheinlich wäre. Schließlich 
sei nochmals darauf hingewiesen, daß eine 
leichte Beitragserhöhung die konjunkturpoliti-
schen Bedenken, die gegen eine Anhebung der 
Bestandsrenten um 8,2 v. H. bestehen, weitge-
hend zerstreuen könnte. Eine Erhöhung des Bei-
tragssatzes um 1 v. H. würde die Mehrausgaben, 
die bei den gesetzlichen Rentenversicherungen 
mit der Rentenanpassung verbunden wären, 
nahezu kompensieren. Eine Erhöhung um 0,5 
v. H. würde dies wenigstens zur Hälfte tun. 
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B 

Anpassung der Geldleistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung 

Bei der Beratung der Anpassung der Geldleistun-
gen der gesetzlichen Unfallversicherung entspann 
sich insbesondere eine Debatte darüber, ob es 
Gründe geben könnte, die Anpassung in der gesetz-
lichen Unfallversicherung nach anderen Gesichts-
punkten zu beurteilen als in den gesetzlichen 
Rentenversicherungen. Dabei wurde von einigen 
Beiratsmitgliedern betont, daß die Geldleistungen 
der gesetzlichen Unfallversicherung in vielen Fällen 
mit fortgezahltem Arbeitsentgelt oder auch mit Lei-
stungen der gesetzlichen Rentenversicherungen zu-
sammenträfen und deshalb für die Empfänger nicht 
die gleiche elementare Bedeutung besäßen wie die 
meisten Renten aus den gesetzlichen Rentenversiche-
rungen. Andererseits wurde auf die Schadensersatz-
funktion der Leistungen aus der gesetzlichen Unfall-
versicherung hingewiesen, die es begründet erschei-
nen lasse, bei einer allgemeinen Veränderung des 
Lohnniveaus allein vom Standpunkt eines angemes-
senen, abstrakt bemessenen Schadensersatzes die 
Renten dem veränderten Lohnstand anzupassen. 

Bei der weiteren Erörterung vertrat ein Teil der 
Mitglieder des Beirats die Meinung, daß es nicht 
möglich sei, bis zu dem im Gesetz für die Erstattung 
des Gutachtens vorgesehenen Zeitpunkt alle ins-
besondere für die sozialpolitische Beurteilung in 
Betracht kommenden Gesichtspunkte ausreichend zu 
erörtern. Sie empfahlen daher, in diesem Jahr von 
der Erstattung eines Gutachtens zur Anpassung in 
der Unfallversicherung abzusehen. 

Die Mehrheit des Beirats beschloß jedoch, eine 
Empfehlung auch zur Anpassung in der Unfallver-
sicherung abzugeben. Sie ging davon aus, daß eine 
Schlechterstellung der Rentner der Unfallversiche-
rung gegenüber den Rentenbeziehern aus den ge-
setzlichen Rentenversicherungen nach den bisher 
vorgebrachten Argumenten nicht schlüssig begrün-
det werden könne. 

Wie bei den gesetzlichen Rentenversicherungen 
sprechen zwar auch konjunkturpolitische Erwägun-
gen gegen eine volle Anpassung. Die Mehrheit des 
Beirats glaubt jedoch auch bei der gesetzlichen Un-
fallversicherung diese Bedenken zurückstellen zu 
können, zumal das Umlageverfahren in der gesetz-
lichen Unfallversicherung in ähnlicher Weise wirke 
wie eine — vom Beirat vorgeschlagene — Beitrags-
erhöhung in den gesetzlichen Rentenversicherungen. 

Von den elf anwesenden Mitgliedern des Beirats 
stimmten sieben für die Empfehlung, die Geld-
leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung vom 
1. Januar 1964 an um 8,7 v. H. anzuheben. Der Satz 
von 8,7 v. H. entspricht der Veränderung der durch-
schnittlichen Bruttolohn- und -gehaltssumme von 
1961 auf 1962 (vgl. Artikel 4 § 10 des Unfallver-
sicherungs-Neuregelungsgesetzes). 

Alle anwesenden Mitglieder des Beirats waren 
darüber einig, daß durch die Empfehlung des Beirats 
nicht zum Ausdruck gebracht werden soll, daß die 
Anpassung in der gesetzlichen Unfallversicherung 
immer in der gleichen Weise wie in den gesetz-
lichen Rentenversicherungen vorzunehmen ist. 

Unkel/Rh., den 24. September 1963 

gez. Prof. Dr. Helmut Meinhold 




